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Errata: Im Heft 3/2012 ist uns leider ein 

Fehler unterlaufen. Das Bild auf Seite 21 

zeigt ganz links nicht Matthias Rossi, 

sondern Matthias Cantow von Wahlrecht.de. 
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Liebe Leserinnen und Leser, 

ist die Demokratie in Gefahr? Diese Frage haben wir Anfang des Jahres mit „Ja“ beant-
wortet und wir sind deshalb vor das Bundesverfassungsgericht gezogen. Doch das kann 
erst der Auftakt sein, wenn wir die Demokratie wieder ins Zentrum stellen wollen.

Denn solange wir Bürger/innen als Störfaktor der Politik erlebt werden, solange man 
glaubt, das vermeintliche Wohl aller notfalls auch gegen unseren Willen durchsetzen 
zu müssen, solange Abgeordnete sich nicht trauen, in ihrem Abstimmungsverhalten 
ihre wahre Meinung zum Ausdruck zu bringen, solange innerhalb von wenigen Tagen 
Entscheidungen über 480 Milliarden Euro zur Bankenrettung durchs Parlament ge-
peitscht werden – ja, solange wir um unsere Mitbestimmungsrechte kämpfen müssen, 
ist die Demokratie in Gefahr. 

Angela Merkels Aussage, „der Bundestag möge doch marktkonform entscheiden“ 
kehrt die bisherige politische Grundordnung endgültig um. Jede/r fühlt es: Damit wird 
der Bock zum Gärtner gemacht. Eine im Mai veröffentlichte Umfrage zeigt, dass nur 
noch sechs Prozent der Wähler/innen der Meinung sind, mit ihrer Stimme Einfluss auf 
das politische Geschehen nehmen zu können. Das ist ein Notschrei. 

Denn je größer die Herausforderungen der Gegenwart sind, desto mehr Menschen 
müssen an den Entscheidungsprozessen beteiligt werden. Bürger/innen und Parlamen-
te müssen die nötigen Rechte erhalten, Wahlen durch Volksinitiativen und Volksab-
stimmungen ergänzt werden, um Alternativen zur herrschenden Alternativlosigkeit 
zu entwickeln. Dafür werden wir auch im nächsten Jahr kämpfen!

Macht muss wieder dahin, wo Ohnmacht herrscht, Kreativität dahin, wo Ratlosigkeit 
keine Lösungen mehr hervorbringt. Wir brauchen direkt gewählte Konvente als Ideen-
schmiede, welche Vorschläge des europäischen Zusammenlebens erarbeiten und sie 
den Bürger/innen zur Abstimmung vorlegen. Island zeigt es uns gerade vorbildlich, 
wie man aus der Krise mit neuen Ideen gestärkt die Zukunft ins Boot holt. 

Demokratie ist, wenn alle entscheiden, was alle betrifft. 

Herzliche Grüße

Claudine Nierth

Editorial

Claudine Nierth,  

Vorstandssprecherin von Mehr Demokratie
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ferenden einsetzt. Wir lehnen nach wie vor Zustimmungs- oder 
Beteiligungsquoren bei Volksabstimmungen ab und es gibt wie 
bisher auch keinen Themenausschluss. Volksinitiativen, Volks-
begehren und Volksentscheiden können wie bisher sowohl Ge-
setzentwürfe als auch sonstige Gegenstände der politischen 
Willensbildung zugrunde liegen.

Keine Bindungswirkung, keine Schutzwirkung

Eine wichtige Entscheidung ist gleich auf der ersten Mitglieder-
versammlung nach dem Beginn des Überarbeitungsprozesses 
gefallen. Der alte Entwurf sah eine Bindungswirkung vor. Dem-
nach hätte jede wesentliche Änderung, die der Bundestag an 
einem vom Volk beschlossenen Gesetz vornehmen wollte, wie-
derum der Zustimmung des Volkes bedurft. Die Mitgliederver-
sammlung hat sich dafür ausgesprochen, diese Klausel zu 
streichen. Wir wollen eine Gleichrangigkeit zwischen parla-
mentarischer und direkter Demokratie. Dazu gehört, auch vom 
Volk getroffene Entscheidungen wieder korrigieren zu können, 
ohne dass das gesamte langwierige Volksgesetzgebungsverfah-
ren erneut durchlaufen werden muss. Natürlich besteht die Ge-

Unser alter Gesetzentwurf, von einem Arbeitskreis ausgearbei-
tet und von der Mitgliederversammlung beschlossen, hat be-
reits 12 Jahre auf dem Buckel und ist seitdem fast unverändert 
geblieben. In dieser Zeit hat sich aber eine Menge getan: Neue 
technologische Entwicklungen wie das Internet spielen auch in 
politischen Prozessen eine immer wichtigere Rolle, die Recht-
sprechung in den Bundesländern hat sich weiterentwickelt und 
spektakuläre Volksabstimmungen im In- und Ausland haben 
auch einige Schwierigkeiten der direkten Demokratie offenbart. 
Daher haben wir vor zwei Jahren den Startschuss für einen in-
tensiven Prozess zur Überarbeitung des Gesetzentwurfes gege-
ben. Nunmehr ist dieser Prozess zu einem vorläufigen Ab-
schluss gekommen und ich denke, dass wir mit Stolz sagen 
können, den modernsten und besten Vorschlag für direktdemo-
kratische Verfahren in Deutschland vorgelegt zu haben.

Zunächst einmal ist festzuhalten, dass wir an vielen Regelun-
gen im Entwurf festgehalten haben. So bleibt es selbstverständ-
lich dabei, dass Mehr Demokratie sich neben der dreistufigen 
Volksgesetzgebung auch für fakultative und obligatorische Re-

Der beste gesetzentwurf  
von allen!

Der neue Gesetzentwurf von Mehr Demokratie für Volksentscheide und Referenden auf  

Bundesebene ist da! Er wurde auf der Mitgliederversammlung im November 2012 beschlossen. 

Damit kommt ein zweijähriger Prozess zu einem vorläufigen Ende. Der Gesetzentwurf von 

Mehr Demokratie für direktdemokratische Verfahren auf Bundesebene ist überarbeitet und  

an mehreren Stellen geändert worden. Was hat sich genau geändert und warum?

Text Michael Efler, Mehr Demokratie, Fotomontage Michael von der Lohe, Grafik Liane Haug

bundesweite Volksentscheide
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wurf!) zugrunde liegt. Diese Schutzfrist ist verfassungsrechtlich 
hochproblematisch, weil sie anderen Verfassungsorganen über 
einen längeren Zeitraum hinaus die Ausübung ihrer Zuständig-
keiten untersagt hätte. Sie ist zudem unnötig, weil auf Bundes-
ebene fast alle wichtigen Entscheidungen in Gesetzesform ge-
troffen werden können und sich die Schutzwirkung gerade nicht 
auf die Gesetzgebung erstreckt.

Verlängerte Fristen

Insbesondere aufgrund von Anregungen unseres alten Wegge-
fährten Andreas Gross (Mitglied des Schweizer Nationalrates) 
haben wir uns noch einmal mit den Fristen in unserem Entwurf 
befasst. Die Sammelfrist für das Volksbegehren haben wir von 
sechs auf neun Monate verlängert. Nach einem zustande ge-
kommenen Volksbegehren hat der Bundestag nun sechs Monate 
Zeit, eine Gegenvorlage zu beschließen. Nach weiteren sechs 
Monaten muss dann der Volksentscheid stattfinden. Im bisheri-
gen Vorschlag konnte der Entscheid bereits vier Monate nach 
einem erfolgreichen Volksbegehren stattfinden. Viel zu knapp, 
um dem Bundestag ausreichend Zeit für die Erarbeitung einer 

fahr, dass der Bundestag diese Möglichkeit missbraucht und 
aus machtpolitischen Gründen einfach einen Volksentscheid 
„kippt“. Um dieser Gefahr zu begegnen, setzen wir auf das 
fakultative Referendum. Dies bedeutet, dass ein vom Bundes-
tag beschlossenes, aber noch nicht in Kraft getretenes Gesetz 
dem Volk zur Entscheidung vorgelegt wird, wenn dies 500.000 
Bürger/innen verlangen. Für den Fall, dass der Bundestag ein 
durch Volksentscheid beschlossenes Gesetz ändern oder aufhe-
ben will, haben wir die Unterschriftenhürde noch einmal auf 
250.000 Unterschriften abgesenkt.

Die Mitgliederversammlung hat sich auch für die Abschaffung 
der Schutzwirkung ausgesprochen. Schutzwirkung bedeutet, 
Bundesregierung, Bundestag oder Bundesrat dürften keine Ent-
scheidungen treffen, die dem Volksbegehren entgegenstehen, 
solange noch Unterschriften für das Volksbegehren gesammelt 
werden. Bei Zustandekommen des Volksbegehrens hätte sich 
diese Schutzwirkung bis zum Volksentscheid verlängert. Der alte 
Gesetzentwurf sah sie für Begehren vor, denen ein „sonstiger 
Gegenstand der politischen Willensbildung“ (kein Gesetzent-
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Zeitstrahl zum Gesetzentwurf bundesweiter Volksentscheid

Einreichung 

Volksinitiative

100.000 Unter-

schriften

Unterschriften­

sammlung

Beantragung 

Volksbegehren

Bundestagspräsident 

teilt Entscheidung  

über Zulässigkeit des 

Volksbegehrens mit 

Beschluss des 

Bundestags über 

Volksinitiative

max. 6 Monate max. 18 Monate max. 1 Monat max. 6 Monate

Bundesregierung bzw. ein 

Drittel des Bundestages  

ruft BVerfG an, über die 

Zulässigkeit zu entscheiden

eigenen Vorlage zu geben und um einen vernünftigen Diskurs 
in der Öffentlichkeit zu organisieren.

Was die Rolle des Internet bei direktdemokratischen Verfahren 
angeht, so haben wir uns sowohl mit der Möglichkeit der elek-
tronischen Unterzeichnung von Volksinitiativen und Volksbe-
gehren als auch mit der Frage der Online-Volksabstimmung 
beschäftigt. Hier ist die Mitgliederversammlung zu einer diffe-
renzierten Lösung gekommen. Wir befürworten die elektroni-
sche Unterzeichnung bei Volksinitiativen und Volksbegehren, 
wenn hohe Sicherheitsanforderungen eingehalten werden, wie 
etwa eine elektronische Signatur. Der Vorteil: Dadurch erfor-
dert die Unterschriftensammlung weniger Aufwand und be-
zahlte Unterschriftensammlungen wären weniger attraktiv. Im 
Gegensatz dazu lehnen wir Volksabstimmungen über das Inter-
net ab. Die Legitimation von Wahlen und Volksabstimmungen 
hängt unserer Ansicht nach entscheidend vom Vertrauen der 
Bürger/innen in einen fairen und nachvollziehbaren Auszäh-
lungsvorgang ab. Dieses Vertrauen ist bei einer Online-Abstim-
mung nicht gegeben, da im Unterschied zu Papierstimmzetteln 
eine Nachzählung kaum möglich ist.

Transparenz auch für Volksentscheide!

Ein sehr wichtiges und kontrovers diskutiertes Thema war der 
Einfluss des Geldes auf die direkte Demokratie. Einigkeit be-
stand darin, dass ein zu starker Einfluss finanzieller Ressour-

cen kontraproduktiv für den demokratischen Prozess ist. Wie 
man diesen Einfluss begrenzen kann, darüber gab es unter-
schiedliche Vorstellungen. Mit breiter Zustimmung in den Ge-
setzentwurf aufgenommen wurden Offenlegungsbestimmun-
gen. Geld- und Sachspenden im Gesamtwert von 10.000 Euro 
sind unter Angabe des Spendernamens im Internet zu veröf-
fentlichen. Weitergehende Vorstellungen wie Ausgaben- oder 
Spendenbegrenzungen wurden hingegen abgelehnt. Hier gab es 
Skepsis, ob solche Regelungen den Prozess der direkten Demo-
kratie nicht zu stark einschränken. Außerdem sollen erst einmal 
die Erfahrungen mit den Offenlegungsbestimmungen abgewar-
tet werden. 

Kompromissfähigkeit sichergestellt

In der Frage von Kompromissmöglichkeiten zwischen Parla-
ment und dem Volksbegehren gibt es ebenfalls eine Einigung. 
Der direkten Demokratie wird häufig holzschnittartig vorge-
worfen, sie ließe lediglich Ja/Nein-Entscheidungen zu und sei 
deshalb der repräsentativen Demokratie unterlegen. Die Mit-
gliederversammlung hat sich nun dazu entschlossen, die Flexi-
bilität des Verfahrens zu erhöhen. Auch nach einem Volksbe-
gehren sollen jetzt Kompromisse zwischen Parlament und 
Volksbegehren möglich sein. Dazu müssen sich der Bundestag 
und die Vertrauensleute auf einen entsprechenden Kompro-
missentwurf verständigen, der dann allerdings wie der ur-
sprüngliche Entwurf des Volksbegehrens zur Abstimmung ge-

bundesweite Volksentscheide
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Entscheidung 

des BVerfG über 

Zulässigkeit

Einreichung  

eines geänderten 

Vorschlages durch die 

Vertrauenspersonen

Bekanntmachung des 

Volksbegehrens/

Beginn Unterschriften­

sammlung

Einreichung  

Volksbegehren

1 Mio. Unterschriften 

(Gesetz)

1,5 Mio. Unterschriften 

(Verf.änderung)

Volksentscheid

max. 6 Monatemax. 6 Monatemax. 9 Monate

Einreichung der 

Abstimmungs­

alternative 

(Gegenentwurf 

Volksentscheid)

max. 3 Monate min. 14 Tage

stellt wird. Dadurch ist weiterhin kein Rückzug möglich. Das 
Argument für diese Lösung: Es muss in jedem Fall zu einem 
Volksentscheid kommen, wenn eine Million Menschen für ei-
nen konkreten Vorschlag unterschrieben hat. 

Grundgesetzänderungen per Volksentscheid

Intensiv diskutiert wurde auch die Frage von direktdemokrati-
schen Grundgesetzänderungen. Bisher stand im Gesetzentwurf 
eine im Vergleich zu einfachgesetzlichen Volksbegehren dop-
pelt so hohe Unterschriftenhürde von zwei Millionen sowie eine 
einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen beim Volksent-
scheid. Nach langen Debatten, in denen zahlreiche Varianten 
diskutiert und verworfen wurden, hat die Mitgliederversamm-
lung die einfache Mehrheit bei Volksabstimmungen bestätigt, 
diese aber um die Anforderung des sogenannten Ländermehrs 
ergänzt. Dies bedeutet, grundgesetzändernde Volksabstim-
mungen benötigen neben der Mehrheit der Bürger/innen auch 
eine Mehrheit in so vielen Bundesländern, dass es der Mehrheit 
im Bundesrat entspricht1. Der Grund dafür: Nach dem Grund-
gesetz ist die Beteiligung der Bundesländer an der Gesetzge-
bung sicherzustellen. Wir hatten uns ohnehin bereits für ein 

1 Dabei wird der im Grundgesetz vorgesehene Bundesratsschlüssel angewandt. Er weist 

den Bundesländern unterschiedliche Stimmenzahlen zu. Zum Beispiel hat Bayern sechs 

und Bremen drei Stimmen. In einem Volksentscheid müsste in so vielen Bundesländern 

die Mehrheit der Abstimmenden dafür stimmen, dass insgesamt mindestens 35 Stimmen 

im Bundesrat erreicht sind.

Ländermehr bei zustimmungspflichtigen Gesetzen ausgespro-
chen, es aber für Grundgesetzänderungen bislang nicht vorge-
sehen. Diese Lücke ist nunmehr geschlossen. Bei grundgesetz-
ändernden Volksbegehren wurde die Unterschriftenhürde auf 
1,5 Millionen gesenkt.

Verhältnis von Volksgesetzgebung und Grundgesetz

Zwischen (direkter) Demokratie und Rechtsstaatlichkeit besteht 
seit geraumer Zeit ein Spannungsverhältnis. In Bezug auf die 
direkte Demokratie ist klar, dass diese nicht über dem Recht 
steht, sondern in die Rechtsordnung eingebettet ist. Konkret be-
deutet dies, dass Volksentscheide nicht gegen das Grundgesetz 
verstoßen dürfen – sofern sie nicht auf eine Änderung des 
Grundgesetzes selbst gerichtet sind. Doch auch grundgesetzän-
dernde Volksentscheide sind nicht völlig ungebunden, weil sie 
nicht gegen den Ewigkeitscharakter des Grundgesetzes2 und ge-
gen zwingendes Völkerrecht verstoßen dürfen. Dies bedeutet, 
dass direktdemokratische Entscheidungen auch rechtlich über-
prüfbar sind. Die Mitgliederversammlung hat sich dafür ent-
schieden, diese Überprüfbarkeit im Wege der präventiven Nor-
menkontrolle zu regeln3. Das bedeutet, dass nach einer 

2 Die Ewigkeitsklausel im Grundgesetz steht in Artikel 79 Abs. 3 GG und lautet: „Eine 

Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes in Länder, die 

grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder die in den Artikeln 1 

und 20 niedergelegten Grundsätze berührt werden, ist unzulässig.“

3 Diese war schon im alten Gesetzentwurf enthalten, aber lediglich im Ausführungsge-

setz. Jetzt ist sie in unserem grundgesetzändernden Gesetzentwurf enthalten.

bundesweite Volksentscheide
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„Wenn wir aufhören, die Demokratie zu entwickeln, fängt 

die Demokratie an aufzuhören.“

Mit der Einreichung von über 25.000 Unterschriften für 

eine Volksinitiative, die sich für eine Bundesratsinitiative 

des Landes Schleswig-Holstein zur Einführung Bundes-

weiter Volksentscheide ausspricht, ist Mehr Demokratie 

den nächsten Schritt in Richtung direkte Demokratie auf 

Bundesebene gegenagen.

Foto: Thomas Eisenkrätzer

120125 A RZ MD Grundlagenheft Image.indd   84-85 25.01.12   16:33

Über eine Bundesratsinitiative Schleswig-Holsteins 

könnte der bundesweite Volksentscheid neuen Wind 

in die Segel bekommen. Der Landtag hat im Frühjahr 

eine Volksinitiative zu diesem Thema übernommen, 

die Mehr Demokratie Anfang 2011 angestoßen und 

am 4. Oktober 2011 (Foto) dem Landtag übergeben 

hat (siehe mdmagazin Nr. 88 und 93).
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Stimmen Sie mit ab!

Ein wichtiger letzter Schritt ist noch zu gehen. Auf Beschluss der 

Mitgliederversammlung wird im ersten Quartal 2013 eine 

Mitgliederurabstimmung über den geänderten Gesetzentwurf 

stattfinden. Stimmen Sie mit ab, damit wir mit einer breiten 

Beteiligung und hoffentlich einer hohen Zustimmung zu dem 

Entwurf im Rücken, diesen dann energisch in die politische 

Diskussion tragen können.

erfolgreichen Volksinitiative die Bundesregierung oder ein 
Drittel der Bundestagsabgeordneten das Bundesverfassungsge-
richt um Prüfung bitten kann. Das Gericht muss dann innerhalb 
von sechs Monaten entscheiden, ob die Volksinitiative zulässig 
ist oder nicht. Eine präventive Normenkontrolle bei der Volks-
gesetzgebung gibt es in allen Bundesländern. Auf sie zu ver-
zichten hätte nichts an der grundsätzlichen juristischen Über-
prüfbarkeit der direkten Demokratie geändert. Nur wäre diese 
dann ausschließlich nach einem Volksentscheid möglich. Das 
könnte aber dazu führen, dass ein mehrjähriges aufwändiges 
Verfahren ab adsurdum geführt würde. Die praktischen Konse-
quenzen sind in den US-Bundesstaaten zu beobachten, wo nach 
erfolgreichen Volksentscheiden häufig der Kampf um ihre Um-
setzung vor den Gerichten ausgetragen wird.

Auswirkungen auf völkerrechtliche Verträge

In einem engen Zusammenhang steht das Thema „völkerrecht-
liche Verträge und direkte Demokratie“. Dieses Spannungsver-
hältnis ist zuletzt in der Schweiz bei mehreren Volksabstim-
mungen (Minarett- und Ausschaffungsinitiative) deutlich 
geworden. Unser alter Gesetzentwurf sah vor, dass ein Volksbe-
gehren, das einem völkerrechtlichen Vertrag zuwider läuft, bei 
seiner Annahme den Bundespräsidenten dazu verpflichten soll, 
auf dem Verhandlungswege die Aufhebung dieses Vertrages zu 
erwirken. Diese Klausel haben wir gestrichen. Zunächst ist der 
Bundespräsident der falsche Adressat. Über völkerrechtliche 
Verträge verhandelt die Bundesregierung, der Bundespräsident 
ist lediglich für die völkerrechtliche Vertretung zuständig. Ei-
nen völkerrechtlichen Vertrag komplett aufzuheben wäre au-
ßerdem eine unverhältnismäßige Konsequenz, denn vermutlich 
würde ein Volksbegehren nur gegen einzelne Bestimmungen 
eines völkerrechtlichen Vertrages verstoßen. Daher haben wir 
darüber diskutiert, ob nicht die Bundesregierung zu Neuver-
handlungen eines völkerrechtlichen Vertrages verpflichtet wer-
den sollte, falls ein Volksbegehren hierzu in Konflikt steht. 
Auch diese Option wurde mit guten Argumenten abgelehnt. 
Denn dies wäre geradezu eine Einladung, völkerrechtswidrige 
Vorlagen vorzulegen. Sie wären dann in jedem Fall zulässig, 
wenn sie nicht gegen das Grundgesetz oder gegen zwingendes 

Völkerrecht verstoßen würden. Volksbegehren könnten dann 
sogar gegen internationale Menschenrechtskonventionen ver-
stoßen, Deutschland würde sich außenpolitisch blamieren, denn 
ändern würde sich in den meisten Fällen nichts. Gerade bei Ver-
trägen mit vielen anderen Vertragsstaaten wie beim WTO-Ver-
trag würde sich Deutschland sicher nicht mit einem Wunsch 
nach der Neuverhandlung bestimmter Vertragsbestimmungen 
durchsetzen können (beziehungsweise wollen). Dadurch würde 
in der Bevölkerung sicherlich ein gewaltiger Frust entstehen, 
weil erwartet wird, dass ein entsprechender Volksentscheid um-
gesetzt wird. Völkerrechtliche Verträge sind ein klassischer 
Anwendungsfall für Referenden. Wir haben in unserem Gesetz-
entwurf geregelt, dass bestimmte (neue) Verträge dem obligato-
rischen Referendum unterstehen. Alle (neuen) internationalen 
Verträge unterstehen dem fakultativen Referendum. Auch in 
der über 150-jährigen Geschichte der direkten Demokratie in 
der Schweiz hat bisher kein einziger Volksentscheid zu einer 
Aufhebung oder Änderung eines internationalen Vertrages ge-
führt.

Abstimmungskommission

Last but not least wurde dann noch eine Abstimmungskommis-
sion beschlossen. Diese soll für eine ausgewogene Information 
der Stimmberechtigten sorgen. Die genaue Zusammensetzung 
und Aufgabenbeschreibung muss noch geklärt und im Ausfüh-
rungsgesetz geregelt werden.

Michael Efler ist Bundesvorstandssprecher  

von Mehr Demokratie.
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bundesweite Volksentscheide
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wahlkampf für  
den volksentscheid

Berlin, am 21. Juli 2012, Luisenstraße Ecke Marschallbrücke: Zwei Bürger, 

Tommy Nube und Moritz Klingmann, lassen ein Wahlplakat aufhängen. 

Wer soll gewählt werden? Der bundesweite Volksentscheid. Warum?  

Die Zeit ist (über)reif.

Text und Foto Moritz Klingmann, Mehr Demokratie

Das Plakat direkt vor dem 

Hauptstadtstudio der ARD 

besteht aus einem simplen 

Aussagesatz, dessen 

Wahrheitsgehalt leicht zu 

überprüfen ist: Der gleiche 

Satz prangt bereits auf 

T-Shirts, Postkarten, 

Visitenkarten und soll überall 

die Aufmerksamkeit der 

Menschen auf sich ziehen – 

damit sie bei der Bundestags-

wahl 2013 nicht nur Parteien, 

sondern den bundesweiten 

Volksentscheid wählen.
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am Schiffbauerdamm, wo sich nur we-
nige hin verirren. 
Am nächsten Morgen sind wir um neun 
Uhr vor Ort. Die Plakatfirma ist auch 
schon da. Und zum Glück: Unser Plakat 
kommt genau an den Platz, den wir uns 
erhofft hatten. Den Rest des Tages blei-
ben wir in unmittelbarer Nähe des Pla-
kats, interviewen Passant/innen und stu-
dieren die Reaktionen. Zweierlei können 
wir feststellen:

1.	 Das Plakat wird intensiv wahrgenom-
men. Es sieht auch so gar nicht nach 
Waschmittelwerbung aus.

2.	 Die Leute verstehen, was gemeint ist. 
Es geht darum, den Volksentscheid 
durchzusetzen und die CDU steht 
dem im Weg.

Zu unserem Pressetermin am Mittwoch 
erscheint nur ein einziger, allerdings sehr 
interessierter und engagierter Fotograf 
der Nachrichtenagentur dpa. Wir spre-
chen eine Passantin an und lassen uns im 
Gespräch ablichten. Sie spielt sehr 
freundlich mit. Nun ja, viel mehr war 
nicht zu erwarten. Bis zur Bundestags-
wahl ist es noch lang und ein Plakat 
macht noch keine Kampagne. Eines ist 
uns klarer denn je: Eine Wahlkampagne 
ist etwas anderes, als die Bevölkerung 
vor einem Volksentscheid zu informie-
ren. Es geht darum aufzufallen, es geht 
darum zu provozieren. Entscheiden müs-
sen sich die Leute selbst. Das wollen und 
können wir ihnen nicht abnehmen.

Moritz Klingmann ist Kunsterzieher in 

Baden-Württemberg und seit 1997 

bei Mehr Demokratie aktiv.

haben auch nicht genug dafür getan, das 
stimmt. Aber die CDU hat ihn verhindert, 
das stimmt eben auch, und das wollen wir 
öffentlich machen. Alle sollen davon er-
fahren. Darum haben wir diese Aktion 
von langer Hand geplant. Bereits im 
Herbst 2011 haben wir den Stellplatz in 
Berlin ausgesucht und gebucht. Das Pla-
kat sollte in größtmöglicher Nähe zum 
Reichstag hängen, in unmittelbarer Nähe 
der Fernsehstudios.

Den Slogan haben um das Jahr 2000 her-
um Walter Bader und Karl Heinz Welter 
kreiert. Tommy Nube, ein Freund des 
2008 leider verstorbenen Karl Heinz 
Welter, erkannte darin die Möglichkeit 
einer neuen zielgerichteten Strategie und 
experimentierte in den folgenden Jahren 
damit. Vor der Bundestagswahl 2009 or-
ganisierte er gemeinsam mit Leuten aus 
verschiedenen Landesverbänden von 
Mehr Demokratie Aktionen mit Plakat-
sandwiches in Pforzheim, Freiburg, Ulm, 
Stuttgart, Bremen und Berlin (siehe md-
magazin Nr. 82). Auch ich, Moritz Kling-
mann, wurde damals von Tommy reakti-
viert. Gemeinsam planen wir die 
Kampagne für 2013, mit der Großflä-
chenplakataktion als neuem Baustein.

Am 20. Juli fahren wir mit der Bahn 
nach Berlin. Tommy hat einen Koffer 
voller Bücher dabei. Gemeinsames Ar-
gumentationstraining. Wie war das mit 
den „Weimarer Erfahrungen“? Wer hat 
sich in Herrenchiemsee wie geäußert 
und wie kam eigentlich Theodor Heuss 
auf die abstruse Idee, den Volksent-
scheid als „Prämie für Demagogen“ zu 
bezeichnen? Nach der Ankunft und ei-
nem Abstecher zu unserem Hotel unweit 
der Luisenstraße machen wir uns am 
späten Nachmittag auf den Weg zur 
Marschallbrücke. Unsere kühnsten 
Hoffnungen bestätigen sich: Der Platz, 
mit dem Online-Tool der Plakatfirma 
ausgewählt, ist optimal, der beste, den 
wir finden konnten! Wir hoffen nur, 
dass unser Slogan nicht doch an den Pla-
katwänden direkt um die Ecke landet, 

BUNDESWEITE VOLKSENTSCHEIDE

Anmerkung der Redaktion:

Die Bundesmitgliederversammlung hat 

am 11. November 2012 beschlossen, 

dass die hier beschriebene Aktion in 

die Kampagne zur Bundestagswahl 

2013 integriert wird.

Wir kommen beide aus der Arbeit für 
Mehr Demokratie. Doch diese Aktion ha-
ben wir alleine begonnen. Um Unterstüt-
zer/innen zu gewinnen, wollten wir visu-
ell eingängig demonstrieren, worum es in 
der von uns vorgeschlagenen Kampagne 
geht. Und zwar geht es darum, mit dem 
Volksentscheid in den Wahlkampf zu zie-
hen, so dass er als Wahlkampfthema 
wahrgenommen wird. Wahlkampf ist kei-
ne Kuschelveranstaltung. Wir wollen 
„klare Kante“ zeigen und trotzdem wahr-
haftig bleiben.

Die Argumente liegen seit Jahrzehnten 
auf dem Tisch, wurden hin und her ge-
wendet. Die Mehrheit der Bürger/innen 
unterstützt den bundesweiten Volksent-
scheid seit langem. Die anderen Parteien 
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In Österreich könnten bald verpflichtende Volksabstimmungen 
nach erfolgreichen Volksbegehren eingeführt werden. Natio-
nalrats-Präsidentin Barbara Prammer tritt seit einer Fernsehdis-
kussion mit Claudine Nierth aktiv für das dreistufige Modell 
Volksinitiative – Volksbegehren – Volksentscheid ein. Sebasti-
an Kurz, 26-jähriger Staatssekretär und Nachwuchshoffnung 
der ÖVP, hat ein Demokratiepapier mitsamt direkter Demokra-
tie erarbeitet, das der ÖVP-Bundesvorstand einstimmig be-
schlossen hat. Alle Oppositionsparteien haben im Parlament 
Vorschläge für einen Ausbau direkter Demokratie vorgelegt. 
Auch neue Parteien wie die Piratenpartei oder das Team Stron-
ach rund um den austro-kanadischen Milliardär Frank Stronach 
treten deutlich für direkte Demokratie ein. Die Parteien greifen 
damit eine breite Stimmungslage auf, die durch eine aktuelle 
Umfrage erhoben wurde. Demnach sind zwei Drittel der öster-
reichischen Bevölkerung mit den gewählten Politiker/innen un-
zufrieden und mehr als die Hälfte hat einen schlechten Ein-
druck von der Arbeit des Nationalrats. 80 Prozent der 
Bevölkerung befürworten direkte Demokratie und erwarten 
davon mehr Interesse an Politik (76 Prozent) sowie mehr Zufrie-
denheit mit dem politischen System (71 Prozent).

Die zweischneidige Rolle der Parteien

Auch wenn sich alle Parteien – zumindest vordergründig – für 
eine Stärkung direkter Demokratie ausgesprochen haben, so ist 
keineswegs sicher, dass die laufenden Gespräche der Parlaments-
parteien auch tatsächlich zu einer Verfassungsänderung für di-
rekte Demokratie „von der Bevölkerung für die Bevölkerung“ 
führen werden. Die mächtigen Arbeitnehmer- und Unternehmer-
verbände der Sozialpartnerschaft verspüren keine Lust, ihre be-
stehende Machtposition künftig mit dem Demos zu teilen. In den 
vorliegenden Parteienpositionen finden sich mehr oder weniger 
versteckte Drehschrauben, die direkter Demokratie die Wirk-
samkeit nähmen: Themenausschlüsse, hohe Unterstützungshür-
den, Beteiligungsquoren und ein Formulierungsvorbehalt des 
Parlaments über den Gesetzesvorschlag des Volksbegehrens. So 
würde direkte Demokratie zu einem Instrument „von Parteien 

Österreich: Durchbruch für 
mehr direkte Demokratie?

Noch nie waren die Chancen so groß wie jetzt! 

Text Erwin Leitner, mehr demokratie! österreich, Foto Solidarwerkstatt

für Parteien“ und zu einer bloß zusätzlichen Spielwiese für Kon-
flikte der indirekten Demokratie verkommen.
mehr demokratie! österreich wird solche Taktiken offensiv be-
nennen. Weiters werden wir die Parteienpositionen zu direkter 
Demokratie durch eine Serie an Video-Interviews transparent 
machen. Aus prinzipiellen Erwägungen fordert der Verband, 
die Bevölkerung solle die direktdemokratischen Spielregeln 
auch direkt mit erarbeiten und damit mitgestalten können. Nach 
dem Vorbild Islands sollte ein repräsentativ zusammengesetzter 
Bürger/innenrat einen Vorschlag für direkte Demokratie ausar-
beiten, der dann als Alternative zur Vorlage der Parlamentspar-
teien in einer Volksabstimmung antritt.

Unverbindliche Befragungen statt Volksabstimmung

Ein Blick auf die offizielle politische Agenda zeigt, dass uns das 
Thema direkte Demokratie im Jahr 2013 laufend begleiten 
wird: Die Regierungsparteien haben für den 20. Januar 2013 
„von oben“ eine unverbindliche Volksbefragung über Wehr-
pflicht oder Berufsheer angesetzt, nachdem sie zu dieser Frage 
keine gemeinsame Regierungsposition finden konnten. Sie ha-
ben jedoch weder Konzepte zu ihren gegensätzlichen Positionen 
vorgelegt noch beabsichtigen sie, eine Abstimmungsbroschüre 
an die Stimmberechtigten zu versenden. Eine aktualisierte Si-
cherheitsdoktrin, aus der sich die Vorfrage nach der Größe des 
Heeres ableiten würde, liegt nicht vor. Es verwundert daher 
kaum, dass das Interesse der Bevölkerung an dieser Debatte 
bislang weit hinter den Erwartungen der Koalition zurückbleibt. 
Democracy International wird diese Volksbefragung beobach-
ten und nach internationalen Standards beurteilen.

Im April 2013 wird die Eintragungswoche des Volksbegehrens 
„Demokratie Jetzt – Mein Österreich“ stattfinden. Eine Gruppe 
ehemaliger Spitzenpolitiker/innen aus verschiedenen Parteien 
schlägt ein Bündel an Demokratisierungsmaßnahmen vor, dar-
unter auch direktdemokratische Instrumente (allerdings mit Be-
teiligungsquorum und Formulierungsvorbehalt des Parla-
ments). Die Regierung hat angekündigt, ihre Koalitionsposition 

europa
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zu direkter Demokratie Anfang März 2013 in einer Klausur 
festzulegen. Die Eintragungswoche für dieses Volksbegehren 
hat das Innenministerium jedoch so angesetzt, dass es auf die 
Regierungsklausur keinen Einfluss mehr nehmen kann. In 
Wien haben die Oppositionsparteien in diesem Sommer eine 
Volksbefragung gegen eine Ausweitung der Parkraumbewirt-
schaftung auf weitere Bezirke initiiert, die jedoch von der Stadt-
regierung mit fadenscheinigen Argumenten untersagt wurde. 
Stattdessen hat die Stadtregierung eine „von oben“-Volksbefra-
gung zu selben Thematik für 2013 angekündigt, wenn sich die 
Wiener/innen schon an die geänderte Parkraumbewirtschaftung 
gewöhnt haben. mehr demokratie! österreich fordert, dass sich 
Wien statt der Farce solcher „von oben“-Volksbefragungen ein 
Beispiel an Hamburg und Berlin nehmen und direkte Demokra-
tie „von unten“ ausbauen und verbessern soll.

Direkte Demokratie in die Wahlkämpfe!

In den Bundesländern Vorarlberg und Salzburg, wo mehr de-
mokratie! österreich über sehr aktive Regionalteams verfügt, 
wird 2013 der Landtag intensiv über eine Demokratiereform 
diskutieren. mehr demokratie! wird die Landtags-Wahlkämpfe 
in Niederösterreich, Tirol und Kärnten im ersten Halbjahr 2013 
zum Anlass nehmen, um die Positionen der kandidierenden 
Parteien zu direkter Demokratie zu thematisieren.

Der planmäßige Wahltermin für die Nationalratswahl in Öster-
reich im September 2013 wird mit dem planmäßigen Wahlter-
min für die Bundestagswahl in Deutschland beinahe zusam-
menfallen. Somit könnten sich die Wahlkämpfe sowie die 

mehr demokratie! österreich bittet um Unterstützung!  

Schon mit einer kleinen Spende können Sie viel beitragen.

Bankverbindung: SPARDA Bank Wien, BIC: BAWAATWW,

IBAN: AT611490022010065813

Debatten über direkte Demokratie wechselseitig beeinflussen. 
Pikant ist dabei, dass die konservativen und sozialdemokrati-
schen Parteien in Österreich und Deutschland jeweils gegen-
sätzliche Positionen zu direkter Demokratie vertreten. Während 
in Deutschland die CDU auf der Direkt-Demokratie-Bremse 
steht, spricht sich ihre österreichische Schwesterpartei ÖVP of-
fensiv für einen Ausbau direkter Demokratie aus. Innerhalb der 
sozialdemokratischen Parteienfamilie hat die SPD mit dem Pa-
pier „Mehr Demokratie leben“ ein klares Bekenntnis für einen 
Ausbau direkter Demokratie abgelegt. Demgegenüber bremst 
in Österreich die SPÖ bei diesem Thema und will dem Verneh-
men nach den bestehenden direktdemokratischen Instrumenten 
nur einen neuen Fassadenanstrich verpassen. Einer Letztent-
scheidung des Souveräns, auch gegenüber einer Parlaments-
mehrheit, will sie nicht zustimmen. Der Blick über die deutsch-
österreichische Grenze eignet sich daher bestens, um 
aufzuzeigen, dass Argumente gegen direkte Demokratie weni-
ger von ideologischen Grundsätzen, sondern vor allem von der 
Nähe zur Macht als Kanzler/innen-Partei abhängen.

Erwin Leitner ist Vorstandsvorsitzender 

von mehr demokratie! österreich.
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Demokratieexperiment 
Island

Anhänger/innen von direkter Demokratie und Bürgerbeteiligung schauen dieser Tage bewundernd 

und neidisch nach Island. Mit einem Verfassungsentwurf, der maßgeblich von den Bürger/innen 

mitbestimmt wurde, hat der Inselstaat ein bisher einmaliges Demokratieexperiment gewagt – und 

das mitten in der Krise. Statt dem Mantra von der Bankenrettung zu folgen, gingen die Isländer/

innen massenhaft auf die Straße und zwangen ihre Regierungen, gegenüber dem IWF eine eigene 

Rettungspolitik durchzusetzen. Sie haben mit mehr statt weniger Demokratie auf die Krise reagiert.

Text Anne Dänner, Mehr Demokratie, Foto Ólafur Kr. Ólafsson, Island
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Zugang zum Internet und die Transparenz des Regierungshan-
delns sollen gewährleistet werden. An der Abstimmung über die-
se Vorschläge haben sich knapp 50 Prozent der Wahlberechtigten 
und damit mehr als erwartet beteiligt.

Ein Modell für andere?

Island kann zum Vorbild für andere Länder, selbst für die EU als 
Ganzes werden: Natürlich lässt sich ein nur wenige Monate dau-
ernder Verfassungsgebungsprozess in einem Land mit sechsstel-
liger Einwohnerzahl nicht eins zu eins übertragen. Planungszel-
len, direkt gewählter Konvent, Internet-Beteiligungsformen und 
Volksabstimmungen aber sind auch im größeren Rahmen mach-
bar. Grundvoraussetzung ist, dass die Volksvertreter/innen dem 
Volk zutrauen, sich in seine eigenen Angelegenheiten einzumi-
schen – und am Schluss verbindlich darüber zu entscheiden. Die-
sen letzten Sprung über den eigenen parteipolitisch gefärbten 
Schatten muss auch die isländische Politik noch wagen.

Anne Dänner ist Pressesprecherin 

von Mehr Demokratie.

Am 20. Oktober haben die Wahlberechtigten in einem „ratge-
benden“ Referendum abgestimmt über sechs Fragen zum Verfas-
sungstext, den ein direkt gewählter Verfassungsrat (Konvent) 
erarbeitet hatte. Mehr als zwei Drittel der Teilnehmenden haben 
sich dafür ausgesprochen, dass dieser Text die Grundlage der 
neuen Verfassung bilden und nun im Parlament behandelt wer-
den soll. 73 Prozent sind dafür, die direkte Demokratie in der 
Verfassung zu verankern. Darüber hinaus wurden die Bürger/in-
nen zum Schutz natürlicher Ressourcen, zur Bedeutung der 
Staatskirche sowie zur stärkeren Personalisierung und zum un-
gleichen Stimmgewicht beim Wählen befragt. Beteiligungsver-
fahren bereits vor der Parlamentsdebatte – ein kluger Schachzug 
der Politik, um auszuloten, ob die Bevölkerung die neue Verfas-
sung in besonders strittigen Punkten mitträgt. Leider fehlt dem 
isländischen Projekt der Schlussstein im Beteiligungsgewölbe: 
Über den genauen Verfassungstext entscheidet das Parlament, 
ein verbindlicher Volksentscheid über die gesamte Verfassung ist 
bisher nicht vorgesehen.

Von der Küchenzeug-Revolution zur Bürgerverfassung

Dennoch ist der isländische Weg der Krisenbewältigung so kre-
ativ, dass er europaweit Beachtung finden sollte. Am Anfang des 
Demokratieexperiments stand die „Küchenzeug-Revolution“: 
Nach dem Finanzcrash 2008 zogen tausende von frustrierten 
Bürger/innen vor das Parlament, was schließlich zum Rücktritt 
des konservativen Ministerpräsidenten Geir Haarde führte. Aus 
den Neuwahlen im April 2009 ging die Sozialdemokratin Jóhan-
na Sigurðardóttir als Siegerin hervor. Eines ihrer ersten Projekte, 
das die Zustimmung des Parlamentes fand, war die Überarbei-
tung der 1944 von Dänemark übernommenen Verfassung.

Kreativität statt gestalterischer Vollkommenheit

Die Idee, Auswege aus der Krise mit Hilfe der Bevölkerung zu 
suchen, hatte 2009 bereits „Anthill“, ein Zusammenschluss is-
ländischer Graswurzel-Organisationen: Rund 1.500 Isländer/in-
nen wurden zufällig aus dem Telefonbuch ausgewählt, um über 
die Zukunft des Landes zu diskutieren (siehe mdmagazin Nr. 
90). Diese Idee griff die Regierung auf und berief eine repräsen-
tativ zusammengesetzte Planungszelle von rund 1.000 Men-
schen ein, die in kleinen Gruppen Ideen für die neue Verfassung 
zusammentrugen. Ein von Bürger/innen gewählter 25-köpfiger 
Verfassungsrat hatte die Aufgabe, aus rund 700 Seiten mit Vor-
schlägen einen Verfassungsentwurf zu destillieren – im Kon-
sensprinzip, öffentlich tagend und unter Einbeziehung von Face-
book, Twitter, Youtube und anderen Kanälen. Am Ergebnis 
mögen Verfassungsfachleute Schönheitsfehler in Aufbau und 
Formulierung finden. Doch der vom Bürgerkonvent erarbeitete 
Text schlägt einerseits die für ein Gemeinwesen wichtigen 
Grundpfeiler ein und setzt andererseits zeitgemäße Impulse: Na-
türliche Ressourcen sollen zum unveräußerlichen Gemein-
schafseigentum werden, ein Recht auf eine intakte Umwelt, der 

europa
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Demokratisches Manifest 21Demokratisches Manifest 21Demokratisches Manifest 21Demokratisches Manifest 21    

Souveräne Bürger Souveräne Bürger Souveräne Bürger Souveräne Bürger ––––    Direktere DemokratieDirektere DemokratieDirektere DemokratieDirektere Demokratie 

Direkte Bürgerbeteiligungen wurden in den letzten 
Jahren immer zahlreicher. Initiativen zu direkten 
Volksabstimmungen entstanden zu konkreten 
Anlässen, wurden als demokratisches Prinzip 
vorangetrieben und in vielfältigen Formen direkter 
Beteiligung praktiziert. Dabei sind die Aktiven gegen 
Stuttgart 21 nicht dieselben wie die Verfassungskläger 
gegen ESM; in der AKW-Bewegung sind andere aktiv 
als in der Hamburger Schulinitiative -und so weiter. 

Grund genug, sich über Grundsätze und Inhalte einer 
modernen bürgernahen Demokratie Gedanken zu 
machen. Der Autor, promovierter Ingenieur, studierter 
Historiker und engagierter parteiloser Bürger, tut das 
in seinem Manifest. Was als politischer Blues zu 
beginnen scheint, gerät bald zum demokratischen free 
jazz, zu einem nachdenklichen und witzigen Plädoyer 
für eine souveräne Demokratie souveräner Bürger. 

R.G.Fischer Verlag/ ISBN 978R.G.Fischer Verlag/ ISBN 978R.G.Fischer Verlag/ ISBN 978R.G.Fischer Verlag/ ISBN 978----3333----8301830183018301----1558155815581558----8888/ 9,80 €/ 9,80 €/ 9,80 €/ 9,80 € 
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komitee2 zur Verfügung gestellt wird, damit es dort seine Auf-
fassung darlegen kann. In der Regel gibt es da große Freiheiten. 
Nur selten gibt es Streit, wenn etwa die Regierung behauptet, es 
gebe faktische Fehler im Text des Initiativkomitees. In Ausnah-
mefällen wird der Abdruck einer Formulierung verweigert. Das 
ist aber wirklich selten. 

Konnten Sie feststellen, ob es einen Zusammenhang gibt zwi-

schen der Art der Informationsbeschaffung, dem Abstimmungs-

verhalten und der Abstimmungsbeteiligung?

Die Kommunikationswissenschaftler/innen in unserem For-
schungsteam haben herausgearbeitet, dass ausgewogene Infor-
mation vor einer Abstimmung entscheidend ist für die Beteili-
gung. Wenn die Leute keine echte Debatte wahrnehmen, 
vielleicht nur die Argumente einer Seite kennen, dann halten sie 
die Sache für entschieden und die Abstimmung entsprechend für 
langweilig. Wenn sie dagegen merken, da wird diskutiert, da gibt 
es Meinungsverschiedenheiten, dann beginnen sie sich zu inter-

2 Als Initiativkomitee bezeichnet man in der Schweiz eine Gruppe von Bürger/innen, die 

eine Volksinitiative ins Leben ruft. Sie besteht aus sieben bis 27 Stimmberechtigten.

interview

Der Politikwissenschaftler Dr. Nico van der Hei-

den, Projektleiter am Zentrum für Demokratie in 

Aarau, hat für das Kanton Aargau die Meinungs-

bildung vor Abstimmungen untersucht – gemein-

sam mit Kolleg/innen aus Politik-, Rechts- und 

Medienwissenschaften. Die Kantonsregierung 

wollte wissen, wie sie die Beteiligung an Ab-

stimmungen erhöhen könne. Eine Antwort der 

Forschungsgruppe: Eine hohe Beteiligungsquote 

führt so gut wie nie zu einem anderen Ergebnis. 

Dafür steigt die Zustimmung zu Regierungsvor-

lagen, wenn die Bevölkerung sich besser infor-

miert. Das gibt dem Interesse an hohen Beteili-

gungsquoten eine neue Note. Mit dem Forscher 

sprach Neelke Wagner von Mehr Demokratie.

Wie informieren sich die Menschen vor Abstimmungen?

Die meisten Leute gehen über die großen Medien, über Zeitun-
gen, Fernsehen oder Radio. Was uns überrascht hat: Die zweit-
wichtigste Informationsquelle war laut unserer Studie das Ab-
stimmungsbüchlein1. Obwohl es doch eher trocken formuliert 
ist, wird es von der Mehrheit der befragten Stimmbürger/innen 
konsultiert. Das Internet dagegen rangiert weit hinten, das hatten 
wir auch nicht erwartet. Lediglich bei der Altersgruppe der 18- 
bis 29-jährigen spielt es eine gewisse Rolle im Meinungsbil-
dungsprozess, erstaunlicherweise wird aber auch in dieser Al-
tersgruppe das Abstimmungsbüchlein stark beachtet.

Wird das Abstimmungsbüchlein als objektiv wahrgenommen?

Ob das Abstimmungsbüchlein eine gute Informationsquelle dar-
stellt, ist politisch umstritten. Die Formulierungen werden teil-
weise durchaus als parteiisch empfunden. In manchen Regionen 
ist vorgeschrieben, dass eine Seite des Büchleins dem Initiativ-

1 Das Abstimmungsbüchlein enthält Informationen zu einer bevorstehenden Volksabstim-

mung und wird den Schweizer Bürger/innen von der Regierungsbehörde beziehungsweise 

dem Parlament zugesandt. 

Ausgewogen informieren!
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essieren und wollen sich auch eine Meinung bilden. Das zeigt, 
wie wichtig Diskussionsplattformen sind – egal ob es sich dabei 
um Podien in Radio und Fernsehen handelt oder um Debatten, 
die über Pro- und Contra-Stellungnahmen in Zeitungen ausge-
tragen werden.

Welche Schlüsse ziehen Sie aus der unterschiedlichen Medien-

nutzung je nach Altersgruppe?

Wir empfehlen im Fazit unserer Studie, die Regierungskommuni-
kation stärker ins Internet zu verlagern, um die jungen Leute bes-
ser zu erreichen. Am effektivsten wäre es aus meiner Sicht, wenn 
auch die Stimmabgabe im Internet erfolgen kann. Denn selbst 
wenn sich die 18- bis 29-jährigen online informieren – ihre Stim-
me müssen sie dann doch wieder in Handarbeit, per Briefwahl 
oder an der Urne abgeben. Da sehe ich das größte Hindernis. 

Inwiefern wirkt sich die Abstimmungsbeteiligung auf das Er-

gebnis aus?

Untersuchungen zeigen, dass mit einer höheren Abstimmungs-
beteiligung tendenziell die Zustimmung zur Vorlage der Regie-
rung zunimmt. Warum? Diejenigen, welche mit einer Vorlage 
nicht zufrieden sind und sich somit gegen die Regierung stellen, 
gehen in der Regel sowieso abstimmen. Je höher die Abstim-
mungsbeteiligung, desto eher gehen auch jene abstimmen, wel-
che zufrieden sind und die Regierung unterstützen.

Inwieweit kann wirtschaftliche Macht, etwa eine teure Kampag-

ne, die Meinungsbildung beeinflussen?

Mit Geld allein gewinnen Sie keine Abstimmungen. Zunächst 
haben Sie überhaupt nur eine Chance, eine Abstimmung mit 
Geld zu beeinflussen, wenn die Frage umstritten ist und der Aus-
gang nicht eindeutig feststeht. Dann kann man aber beobachten, 
dass beide Seiten, Befürworter wie Gegner, eine Menge Geld 
ausgeben. Ob das zu einer Verzerrung führt, wenn die eine Seite 
mehr Geld hat als die andere? Für die Schweiz könnte man sehr 
plakativ formuliert sagen, dass die bürgerlichen Parteien tenden-
ziell größere finanzielle Möglichkeiten haben als Parteien, die 
links stehen. Andererseits sind die großen Medien, vor allem die 
Tageszeitungen eher mitte-links eingestellt. So gesehen könnte 
man von einer Art Ausgleich zwischen den Lagern sprechen. In 
lokalen oder regionalen Abstimmungen sieht das durchaus an-

ders aus. Dort gibt es teilweise Medienmonopole. Wenn die ein-
zige Tageszeitung dann entweder gar nicht über die Abstimmung 
berichtet oder von bestimmten Interessen beeinflusst ist, ist das 
schon eine schwierige Situation.

Was halten Sie von Wahlwerbung vor Abstimmungen?

Wahlwerbung oder Werbung für Abstimmungen ist in der 
Schweiz im Fernsehen und im Radio verboten. Es gibt anderer-
seits keine rechtlichen Vorschriften, dass die Medien ausgewo-
gen zu berichten hätten oder überhaupt über Abstimmungen zu 
berichten hätten, wenn sie das nicht wollen. Bei uns dreht sich 
die Debatte vorwiegend um die Rolle der Regierung. Die hat in 
fast allen Abstimmungen eine große Bedeutung, denn schließ-
lich vertritt sie in der Regel die Gegenposition zu der Initiative, 
zu denjenigen, die die Abstimmung herbeigeführt haben. Ent-
sprechend streng sind die Auflagen für die Regierungskommuni-
kation. Sie soll informieren, aber sich nicht aktiv in die Mei-
nungsbildung einmischen. 

Warum schauen die Schweizer so genau hin, wenn es um die Rol-

le der Regierung in Abstimmungen geht?

Direkte Demokratie kann die Regierung nur stören. Ohne direkt-
demokratische Einmischung kann die Regierung ihre Agenda 
grundsätzlich durchsetzen. Deshalb hat sie ein Interesse daran, 
dass Abstimmungen über ihre Politik möglichst gar nicht erst 
stattfinden. Diesen Faktor sollte man nicht unterschätzen, wenn 
man über die Frage diskutiert, wie eine ausgewogene Informati-
on und eine gute Abstimmungsbeteiligung sichergestellt werden 
können. In der Schweiz wird viel über den Einfluss der Wirt-
schaft auf Abstimmungen diskutiert, die Rolle der Regierung 
und ihr Einfluss auf das Abstimmungsergebnis sollte aus unserer 
Sicht aber auf keinen Fall aus dem Blick geraten.

Vielen Dank für das Gespräch!

TIPP Den Vortrag von Nico van der Heiden auf der diesjährigen 

Demokratietagung in Aarau können Sie ebenso wie die Vorträge der 

anderen Wissenschaftler/innen im Internet unter  

youtube.com/user/KantonAargau anschauen und anhören.

interview
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Können sich Bürgerbeteiligung 
& Bürgerentscheide sinnvoll 
ergänzen?

Text Claudine Nierth, Mehr Demokratie, Foto Michael von der Lohe

Jede Demokratie ist nur so demokratisch 
wie die Gesellschaft in der sie lebt. An den 
jeweils herrschenden demokratischen 
Strukturen erkennt man den Geist und die 
Gesinnung der Gemeinschaft. Restriktive 
demokratische Spielregeln drücken ein 
Misstrauen gegenüber der Bürgerschaft 
aus, wenn zum Beispiel direktdemokrati-
sche Verfahren möglichst selten, mög-

lichst kontrolliert und am besten unver-
bindlich Anwendung finden. Demokratien, 
die einfache Regeln, niedrigschwellige 
Anwendungshürden besitzen, zeugen von 
einem hohen Maß an Akzeptanz und von 
Vertrauen in die Mitglieder der Gesell-
schaft. Deshalb sind die Demokratien so 
unterschiedlich, von Land zu Land, von 
Nation zu Nation. Deshalb erobern auch 

wir uns unsere eigenen Wege in eine 
selbstbestimmte Gesellschaft.

Gehört werden und  

entscheiden können

Dabei unterscheiden wir zwei Typen von 
Einflussnahme auf die Politik, die den 
Bürger/innen neben den Wahlen zur Ver-
fügung stehen: das Beteiligungsrecht 
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des Gemeinwohls zu beteiligen. Sie kön-
nen jeweils allein für sich genutzt wer-
den oder eben in Kombination. Während 
das eine die Frage des „Wie“ im Kern 
seiner Aufgabe löst, so entscheidet das 
andere per „Ja/Nein“-Entscheidung über 
das „Ob“ eines Vorhabens.

Die Problematik liegt heute darin, dass 
das Recht auf Bürgerentscheide bereits in 
allen Kommunalverfassungen geregelt 
ist, während die diskursiven Beteili-
gungsrechte nur spärlich gesät sind im 
Planungsrecht. Meist sind sie auf den gu-
ten Willen einer Gemeinde oder einer 
Verwaltung angewiesen. Der Mehr-De-
mokratie-Landesverband in Baden-
Württemberg hat den Vorschlag ge-
macht, neben den Bürgerentscheiden 
einen Mitspracheantrag in der Kommu-
nalverfassung zu verankern. Mit diesem 
Instrument könnten bereits zwei Prozent, 
maximal jedoch 2.000 Bürger/innen ein 
Dialogverfahren einfordern. Ein weiterer 
Vorschlag: Nach einem erfolgreichen 
Bürgerbegehren, noch vor dem Bürger-
entscheid, könnte die Initiative ein Dia-
logverfahren anberaumen, dessen Ergeb-
nis entweder den Bürgerentscheid 
überflüssig macht oder differenziertere 
Abstimmungsalternativen erarbeitet. 

Ob Hand in Hand oder geschwisterlich 
nebeneinander führen uns beide, Beteili-
gungsprozesse und Bürgerentscheide, 
auf sicherem Weg in die Bürgergesell-
schaft. Es ist auch ein Erfolg unserer Ar-
beit, dass heute immer mehr Gemeinden, 
Städte und Länder den Willen zeigen, bei-
de Elemente fruchtbar zu nutzen.

TIPP Zu diesem Thema hat Prof. Dr. Roland 

Roth auf der Bundesmitgliederversammlung 

einen spannenden Vortrag gehalten, den Sie 

unter youtu.be/XeGM4foGZM8 anhören 

können.

Claudine Nierth ist Bundesvorstandssprecherin 

von Mehr Demokratie und arbeitet unter 

anderem im Netzwerk Bürgerbeteiligung mit. 

chen Volksabstimmungen hingegen ent-
scheiden die Bürger/innen selbst. Direkte 
Bürgerentscheide ermöglichen allen 
Bürger/innen gleichzeitig die Teilnahme 
am verbindlichen Entscheidungsprozess 
durch die direkte Abstimmung mit 
Mehrheitsentscheidung.

Beides, Beteiligungs- und Entschei-
dungsrecht, greifen idealerweise inein-
ander. Mit dem verbindlichen Start ei-
nes Bürgerbegehrens erlangt das 
Anliegen der Bürger/innen öffentliche 
Aufmerksamkeit. Gemeindevertretung 
und Verwaltung erfahren, dass ein 
ernstzunehmendes Anliegen in der Bür-
gerschaft lebt. Spätestens jetzt kommt 
es zu einem beiderseitigen Austausch 
über die unterschiedlichen Positionen. 
Argumente, Interessen, Alternativen 
und Kompromisse werden diskutiert, 
alle Akteure von der Gemeindevertre-
tung über die Einwohner/innen bis hin 
zu Umweltverbänden oder Investoren 
können sich einschalten und ihre Be-
denken und Anregungen einbringen. 
Ein Dialogprozess entsteht, in dem sich 
im Idealfall alle Beteiligten einig wer-
den und ein Bürgerentscheid überflüs-
sig wird. Dieser Dialog kann begleitet 
werden durch eine Mediation, Modera-
tion oder ein eingesetztes Bürgerforum. 
Der Phantasie sind hier keine Grenzen 
gesetzt. Bestenfalls sind die Ergebnisse 
repräsentativ, eindeutig und von allen 
Akteuren anerkannt. Ist dies nicht der 
Fall oder ist eine Einigung über erarbei-
tete Alternativvorschläge nicht möglich, 
bietet sich ein anschließender verbindli-
cher Bürgerentscheid an. Sowohl die 
Bürger/innen selbst als auch die Ge-
meindevertretung müssen ihn herbei-
führen können.

Bürgerbeteiligung und Bürgerentscheid 
– das diskursiv beratende Element und 
das verbindlich entscheidende Element 
– sind zwei sich ergänzende Möglich-
keiten, Bürger/innen an der Gestaltung 

bundesländer

und das Entscheidungsrecht. Beteiligung 
geschieht über offene Dialogverfahren, 
wo in der Regel eine ausgewählte Anzahl 
von Menschen aus der Mitte der Bürger-
schaft in Form von Anhörungen, Media-
tionen, Foren, Bürgertischen, Planungs-
zellen und ähnlichem die Politiker/innen 
oder Verwaltungen, die letztlich ent-
scheiden werden, beraten. In verbindli-
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„Echte Bürgerregierung. Neue Politik des Gehörtwerdens. Mus-
terland für demokratische Beteiligung. Gute Politik wächst von 
unten. Mehr Mitbestimmung auf allen Entscheidungsebenen. 
Baden-Württemberg hat den Wechsel gewählt!“ So trumpfte die 
erste grün-rote Landesregierung 2011 in ihrem Koalitionsver-
trag auf. Nach den kraftraubenden Ereignissen um Stuttgart21 
war die Euphorie groß, ebenso wie die Erwartungen. 

Anderthalb Jahre sind seit diesen Ankündigungen vergangen, 
doch die neue „Kultur des Gehörtwerdens und der Mitbestim-
mung“ scheint immer noch in den Startlöchern zu sitzen. Bisher 
geht es recht einseitig um ein Mehr an Gehörtwerden: Unver-
bindliche Beteiligungsprozesse sollen gestärkt werden. Wo 
bleibt da die direkte Bürgermitbestimmung? Genau der richtige 
Zeitpunkt also für eine Tagung zur kommunalen Bürgerbeteili-
gung, die gleich mehrere politische Botschaften hatte:

n	 Zu einem modernen Beteiligungs-Mix gehört eine stärkere 
direkte Demokratie. Baden-Württemberg liegt im bundes-
weiten Vergleich auf Platz 14 und durchschnittlich alle 89 
Jahre erlebt eine Gemeinde ein direktdemokratisches Beteili-
gungsverfahren.

n	 Wer die direkte Demokratie stärken will, muss unnötige Hür-
den aus dem Weg räumen. In Baden-Württemberg scheitern 
die meisten Initiativen an der Frist, der unzulässigen Bauleit-
planung, der Erstellung eines gültigen Kostendeckungsvor-
schlags und am Quorum.

n	 Wer auf eine bürgerfreundliche direkte Demokratie verzich-
tet, verzögert auch erfolgreiche unverbindliche Beteiligung. 
Kann die Bürgerschaft einen Bürgerentscheid leicht ansto-
ßen, wird bei der unverbindlichen Beteiligung echte Kom-
promissbereitschaft gezeigt.

In einer gelungenen Einstimmung entkräftete Prof. Dr. Roland 
Roth so manches Vorurteil gegen die direkte Demokratie. An-
schließend konnten die 120 Teilnehmenden in vier Workshops 
einen Fall aus der Praxis unter die Lupe nehmen: Wie greifen 
unverbindliche und verbindliche Beteiligung ineinander? Wie 
erreichen wir auch sozial benachteiligte Gruppen? Unser kriti-
sches und fachlich sehr bewandertes Publikum sorgte hier für 
hitzige Debatten und einen Austausch von Argumenten auf ho-
hem Niveau.

Mutlos?

Biegt Baden-Württemberg schon jetzt falsch 

ab? Der Weg zum Musterland für Bürgerbetei-

ligung führt auch über die direkte Demokratie. 

Doch schon bei der ersten Bewährungspro-

be, der Reform der kommmunalen Mitbe-

stimmung, scheint die Kraft zu fehlen. Mehr 

Demokratie hat zusammen mit der Friedrich-

Ebert-Stiftung eine Tagung organisiert, um 

ein Zeichen zu setzen: Die direkte Demokratie 

darf auf dem Weg in die Bürgergesellschaft 

nicht links liegen gelassen werden. 

Text Sarah Händel, Mehr Demokratie, Foto Christian Büttner
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Herzstück der Tagung war die Podiumsdiskussion. Wir nutzten 
die Gelegenheit, um den verantwortlichen Politiker/innen Stel-
lungnahmen zu den Reformvorschlägen von Mehr Demokratie 
und dem aktuellen Reformprozess zu entlocken. Die Bilanz ist 
ernüchternd: an allen oben genannten Reformknackpunkten 
waren Zögerlichkeit und Uneinigkeit in der Koalition zu ver-
spüren. Die besondere Rolle der direkten Demokratie für eine 
lebendige Demokratie scheint in vielen Politikerköpfen noch 
nicht angekommen zu sein. Dabei ist eindeutig: mehr Beteili-
gung bedeutet Entscheidungsmacht abzugeben. Wer Muster-
land werden will, muss die Gemeindeordnung so reformieren, 
dass verbindliche Mitspracherechte gestärkt werden und eine 
echte Einladung an die Bürger/innen ausgesprochen wird, ihre 
Beteiligungsrechte auch zu nutzen. Ohne eine stärkere direkte 
Demokratie bleibt die Bürgerbeteiligung zahnlos. Regelungen, 
die sich in anderen Bundesländern, wie etwa in Bayern, schon 
bewährt haben, könnten sofort umgesetzt werden. Doch es sind 
auch neue Instrumente notwendig, zum Beispiel der von Mehr 
Demokratie vorgeschlagene Mitspracheantrag. Damit kann die 
Bürgerschaft, mit zwei Prozent der Unterschriften, selbst ein 
Beteiligungsverfahren einfordern. Beteiligung kann nicht nur 
stattfinden, wenn die Politik es möchte!

Eine so mutlose Reform, wie sie sich anbahnt, ist einer selbster-
nannten Bürgerregierung nicht würdig. Deswegen startet der 
Landesverband eine Aktion und schickt Mutmach-Postkarten 
an den Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann und seinen 
Stellvertreter Nils Schmid. Noch bleibt Zeit, an den entschei-
denden Stellen nachzubessern. Vielleicht schafft Baden-Würt-
temberg ja doch noch eine Reform, die dem Anspruch Muster-
land ein kleines bisschen nahe kommt.

Sarah Händel ist Referentin für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit von 

Mehr Demokratie Baden-Württemberg.

Mutlos? – Postkartenaktion

Wie wird man Musterland für Bürgerbeteiligung ohne Mut zu 

mehr direkter Demokratie? Richtig: Gar nicht! 

Unterstützen Sie unsere Mutmach-Aktion und schicken Sie 

Ministerpräsident Winfried Kretschmann und seinem Stellvertre-

ter Nils Schmid eine Mut-Postkarte!

E-Mail-Postkarten können Sie im Internet ausfüllen unter:  

mitentscheiden.de/mutpostkarte.html

Postkarten zum Auslegen und Verschicken bitte bestellen unter: 

info@mitentscheiden.de
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Bayern

Es bewegt sich was in Bayern! Das 
Volksbegehren „Grundrecht auf Bildung 
ernst nehmen – Studienbeiträge abschaf-
fen“, initiiert von den Freien Wählern, 
wurde überraschend vom Bayerischen 
Verfassungsgerichtshof für zulässig er-
klärt. Damit ist es das erste zulässige 
Volksbegehren, das das Thema Finanzen 
in irgendeiner Form zum Inhalt hat. Laut 
bayerischer Verfassung findet über den 
Haushalt kein Volksbegehren statt und in 
den vergangenen Jahren wurde dieser 
Satz auch äußerst eng ausgelegt. Umso 
erfreulicher also dieses neueste Urteil, 
lässt es doch Einzelabwägungen zu. Die 
Eintragungszeit für das Volksbegehren 
wurde auf den 17. – 30. Januar 2013 fest-
gelegt, wenn nicht der Landtag vorher 
selbst die Studienbeiträge wieder ab-
schafft. Aber danach steht die derzeitige 
politische Wetterlage nicht.
Ende Oktober wurde auf der Landesmit-
gliederversammlung ein neuer Vorstand 
gewählt. Sebastian Frankenberger, Gerd 
Hoffmann, Helmut Schallock, Susanne 
Socher und Franz Reiter werden sich die 
nächsten zwei Jahre federführend um den 
Landesverband kümmern. Bereits jetzt 
laufen die Vorbereitungen für die Land-
tagswahl 2013 auf Hochtouren. 

Baden-Württemberg

Der Landesverband ist gespannt auf die 
heiße Phase der angekündigten Reformen. 
In den nächsten Wochen wird sich vermut-
lich entscheiden, wie umfassend die Re-
form von Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheid ausfallen wird und ob die grünrote 
Bürgerregierung ihrem Anspruch, Baden-
Württemberg zum Musterland für Beteili-

gung zu machen, gerecht werden kann. 
Auf einer Tagung am 20. Oktober (siehe 
Bericht Seite 20) wurde deutlich, dass in 
der Koalition durchaus noch Uneinigkeit 
bei einigen Reformknackpunkten besteht.
Der Landesverband möchte weiterhin ver-
stärkt mit der Basis aller Parteien in Kon-
takt kommen und die Diskussionen um 
das Thema Bürgerbeteiligung und Weiter-
entwicklung der Demokratie anfeuern. 
Nach Gesprächen mit der CDU stehen hier 
im Winter und Frühjahr die Kreisverbände 
von SPD und den Grünen im Fokus. Auch 
die Bündnisarbeit mit DGB, BUND und 
Naturfreunde wird fortgesetzt, um den ins 
Stocken geratenen Reformprozess für die 
Volksabstimmung weiter anzutreiben.

Mecklenburg-Vorpommern

Mitte September fand im Europa- und 
Rechtsausschuss des Landtages eine öf-
fentliche Anhörung zur Stärkung der di-
rekten Demokratie statt. Anlass war ein 
entsprechender Gesetzentwurf der Frakti-
on Bündnis90/ Die Grünen, der eine Hal-
bierung der Quoren vorsieht. Das Beteili-
gungsquorum für Volksbegehren soll von 
120.000 auf 60.000 Unterschriften gesenkt 
werden, das Zustimmungsquorum für den 
Volksentscheid bei einfachen Gesetzen 
soll bei einem Sechstel statt wie bisher ei-
nem Drittel der Wahlberechtigten liegen. 
Mehr Demokratie nahm an der Anhörung 
teil und riet eine Senkung der beiden Quo-
ren dringend an. Mecklenburg-Vorpom-
mern belegt im Länder-Ranking zur direk-
ten Demokratie den 12. Platz. Seit dem 
Jahr 1994 hat es nur eine einzige Volksini-
tiative zu einem Volksbegehren geschafft, 
welches dann aufgrund des hohen Quo-
rums scheiterte. Nach der Anhörung fin-

den nun Beratungen in den Fraktionen 
statt. Mit einem weiteren Fortschritt ist erst 
im nächsten Jahr zu rechnen. 

Bremen

Der Landesverband hat mit Transparency 
International und der Humanistischen 
Union das Bündnis für Transparenz und 
Informationsfreiheit ins Leben gerufen. 
Seine Reformvorschläge hat der Verband 
mit allen Bürgerschaftsfraktionen erör-
tert. Alle Gesprächspartner/innen waren 
offen für mehr Transparenz, doch ob es 
Reformen geben wird, ist unklar. Das 
Thema muss auf der politischen Tages-
ordnung bleiben! Deshalb soll das Bünd-
nis vergrößert und ein eigener Gesetzent-
wurf geschrieben werden, der ab Januar 
im Internet diskutiert werden kann. 
Die angekündigte Reform der direkten 
Demokratie (siehe mdmagazin Nr. 94) 
soll bis Januar 2013 beschlossen werden. 
Die geplanten Hürdensenkungen schei-
nen sicher zu sein, Diskussionsbedarf hat 
die Bremische Bürgerschaft noch zur 
„Privatisierungsbremse“ (obligatorische 
Volksentscheide bei Privatisierungen) 
und zur elektronischen Eintragung bei 
Bürgeranträgen und Volksbegehren. Zur 
Privatisierungsbremse findet am 19. De-
zember eine öffentliche Expertenanhö-
rung statt.

Niedersachsen

Am 20. Januar 2013 wird in dem Bundes-
land gewählt. Mehr Demokratie setzt auf 
neue Mehrheiten nach der Wahl, die sich 
für Reformen der direkten Demokratie 
einsetzen. Der Forderungskatalog von 
Mehr Demokratie für Niedersachsen ist 
lang: Senkung der Hürden bei Bürgerbe-

Ländertelegramm

Demokratie-Entwicklung in den Bundesländern
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gehren und Bürgerentscheid, Erweiterung 
der zulässigen Themen für Bürgerbegeh-
ren und eine bürgerfreundlichere Gestal-
tung des gesamten Verfahrens. Außerdem 
soll die 2010 abgeschaffte Stichwahl wie-
der eingeführt werden, als integrierte 
Stichwahl. Zur Zeit bereitet der Landes-
verband eine Kandidatenbefragung vor, 
um die Positionen der Kandidat/innen zur 
Reform der direkten Demokratie zu er-
mitteln und der Öffentlichkeit zu präsen-
tieren. Die Befragung wird ab Dezember 
online gehen.
Am 18. September startete zudem die 14. 
niedersächsische Volksinitiative zum 
Thema „Für bessere Rahmenbedingun-
gen in den niedersächsischen Kinderta-
gesstätten“. Ziel ist die Verringerung des 
Personalschlüssels, damit die Kinder in-
tensiver betreut werden. Bis zum 7. Sep-
tember 2013 müssen 70.000 Unterschrif-
ten gesammelt werden, damit sich der 
Landtag mit dem Vorschlag der Volksin-
itiative beschäftigt. Weitere Infos gibt es 
unter kita-volksinitiative.de.

TIPP Die Website des Landesverbandes 

erstrahlt in neuem Glanz! Schauen Sie vorbei 

unter bremen-nds.mehr-demokratie.de Über 

Hinweise und Anmerkungen, was noch 

verbessert werden kann, freuen wir uns!

Rheinland-Pfalz

Die Enquetekommission des rheinland-
pfälzischen Landtages zum Thema: 
„Aktive Bürgerbeteiligung für eine star-
ke Demokratie“ geht 2013 in das zweite 
Jahr ihrer Arbeit. Der Landesverband er-
wartet, dass die Kommission dann das 
Kernthema von Mehr Demokratie angeht. 
Die Hürden für Volksinitiativen, Volksbe-
gehren und Volksentscheide müssen ab-

gesenkt werden. Außerdem fordert Mehr 
Demokratie ein Ausführungsgesetz, das 
die territoriale Abgrenzung der Abstim-
mungsberechtigten für eine Region und 
die elektronische Abstimmung regelt. 

Nordrhein-Westfalen

Mehr Demokratie fordert eine Volksab-
stimmung über die Senkung des Wahlal-
ters bei Landtagswahlen. Die Mitglie-
derversammlung hat sich am 1. 
September in Bochum für die Senkung 
des Wahlalters von 18 auf 16 Jahre aus-
gesprochen, hält die Frage aber für so 
wichtig, dass sie von den Bürger/innen 
direkt entschieden werden soll. Wollte 
der Landtag dem Vorschlag von Mehr 
Demokratie folgen, müsste er jedoch zu-
erst die Möglichkeit von Verfassungsre-
ferenden einführen, die es in Nordrhein-
Westfalen bisher nicht gibt. Dann würde 
den Bürger/innen jede Änderung der 
Landesverfassung zur Abstimmung vor-
gelegt. Mehr Demokratie wird diese 
Idee an die von SPD und Grünen im Ko-
alitionsvertrag vereinbarte Verfassungs-
kommission heran tragen, die die Lan-
desverfassung auf Herz und Nieren 
prüfen und Änderungsvorschläge ma-
chen soll.

TIPP Mehr Demokratie NRW hat ein Video 

erstellt, das exemplarisch die Praxis von 

Bürgerbegehren und Bürgerentscheid 

erläutert. Sie finden es im Internet unter

nrw.mehr-demokratie.de/buergerentscheid-

spielregeln.html

Die Mitgliederversammlung hat außer-
dem beschlossen, die Initiative für ein 
Transparenzgesetz zu ergreifen. Damit 
sollen Land und Kommunen verpflichtet 

werden, amtliche Informationen für alle 
Bürger/innen kostenlos im Internet zu-
gänglich zu machen. Darunter könnten 
Gutachten, Regierungsbeschlüsse und 
Verträge, die die Daseinsvorsorge betref-
fen, fallen.
Neu gewählt wurde der Landesvorstand 
von Mehr Demokratie. Mit dabei sind 
nun Andrea Adamopoulos und Jörg Ei-
chenauer aus Köln, Kurt Jürgen Gast aus 
Wesel, Fabian Hanneforth aus Witten, 
Robert Hotstegs und Prof. Dr. Holger 
Schiele aus Düsseldorf, Philipp Jüttner 
und Frank Schwachenwalde aus Bo-
chum, Martin Knoke aus Dormagen, 
Markus Möller aus Bonn, Walter Rau-
chenberger aus Eschweiler und Jörg Ros-
tek aus Münster. Erstmals hatten die Mit-
glieder den Vorstand auch per Brief 
wählen können. 184 Mitglieder nutzten 
diese Möglichkeit. Zusammen mit der 
den auf der Mitgliederversammlung ab-
gegebenen Stimmen lag die Wahlbeteili-
gung damit bei rund 20 Prozent.

TIPP Detaillierte Informationen über die 

Mitgliederversammlung finden sie unter 

nrw.mehr-demokratie.de/mv-nrw2012.html

Sachsen-Anhalt

In Sachsen-Anhalt gründet sich am  
1. Dezember – nach Redaktionsschluss 
– ein neuer Landesverband. Als erstes 
Projekt wollen sich die dortigen Aktiven 
mit der kommunalen direkten Demokra-
tie befassen. Hier herrscht großer Re-
formbedarf. Interessierte können sich bei 
Christian Heimann (christian_hei-
mann@web.de) oder Martin Giersch 
(Martin.Giersch@t-online.de) melden.
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dem Eindruck der Ideologie von Zero Tolerance und der Angst 
vor Kriminalität per Volksentscheid eingeführt. Inzwischen ist 
bei vielen Kalifornier/innen eine nachdenklichere Haltung ein-
gekehrt. Zumindest  gegen das „Three-Strike“-Prinzip hat sich 
das Volk nun neu entschieden. 

In den USA wird die Todesstrafe auch „Capital Punishment“ 
genannt. 33 der 50 US-Staaten sehen die Todesstrafe vor, 17 von 
ihnen nicht. Seit 1978 wurden in Kalifornien 13 Menschen hin-
gerichtet. Die überwiegende Anzahl der zur Hauptstrafe verur-
teilten Häftlinge lebt indessen in der sogenannten „death row“, 
der Todesreihe, die in Kalifornien auf unglaubliche 723 Perso-
nen angewachsen ist. Man ist sich in den USA nämlich sehr 
wohl bewusst, dass der Rechtsstaat alles tun muss, um unwider-
rufliche Fehler, die Exekution eines Unschuldigen, zu verhin-
dern. Rechnet man das eingesetzte Geld für die „death row“ auf 
die tatsächlich hingerichteten Personen um, so kostet in Kali-
fornien jede Exekution seit 1978 300 Millionen Dollar. 

Genau hier hat die Initiative „Safecalifornia“ angesetzt. Man 
kann davon ausgehen, dass die Kalifornier/innen – denen diese 
rechtstaatliche Unmöglichkeit der Todesstrafe immer deutlicher 
wird – in wenigen Jahren die Todesstrafe per Volksentscheid 
abschaffen werden, so wie  jetzt mit der „Three-Strikes“-Rege-
lung geschehen.

TIPP Eine Übersicht über alle kalifornischen Abstimmungen 2012 

 findet sich unter:  

ballotpedia.org/wiki/index.php/California_2012_ballot_propositions

Daniel Schily ist Mitbegründer von Mehr Demokratie 

 und von Democracy International.

Über die Nichtabschaffung 
der Todesstrafe in Kalifornien

Parallel zur Präsidentenwahl haben die kalifornischen Bürger/
innen wieder in zahlreichen Volksentscheiden – landesweit 
mehr als 13 – abgestimmt. Im Volksentscheid 34 ging es um 
Leben und Tod: die Abschaffung der Todesstrafe. Um diese 
Verfassungsänderung überhaupt zur Abstimmung zu bringen, 
mussten zuerst 600.000 Unterschriften mit ungeheurem Auf-
wand gesammelt werden. 

Eine mutige Entscheidung der Antitodesstrafen-Aktivisten – 
wussten sie doch, dass die Todesstrafe 1978 durch einen Volks-
entscheid und zwar mit der überwältigenden Mehrheit von über 
80 Prozent eingeführt wurde. Doch seit dieser Zeit hat die Zu-
stimmung für staatliche Hinrichtungen beständig abgenom-
men. Die Initiant/innen, die sich den trickreichen Namen 
„Safecalifornia – sicheres Kalifornien“ gaben, hoben deshalb in 
ihrer Kampagne Beispiele unschuldig Verurteilter hervor sowie 
die immensen Kosten, die Todesurteile für das um Rechtsstaat-
lichkeit bemühte Justizwesen hervorbringen. 

Die Bemühungen waren vergebens. „Safecalifornia“ scheiterte 
mit 53 zu 47 Prozent der Stimmen. In den USA wurde dieses 
knappe Ergebnis eher mit Überraschung aufgenommen. Ist es 
doch so, dass der wiedergewählte amerikanische Präsident und 
Friedensnobelpreisträger Barack Obama sich öffentlich zur To-
desstrafe bekennen muss, um gewählt oder wiedergewählt zu 
werden. 

Ebenso überrascht zeigte sich die Öffentlichkeit darüber, dass 
die Kalifornier/innen mit 68,8 Prozent die Volksinitiative 36 an-
nahmen, mit der die Regelung „Three strikes and you are out – 
drei Straftaten und du wirst lebenslang eingesperrt“ rückgängig 
gemacht wurde. Auch diese Regelung wurde vor Jahren unter 

Text Daniel Schily, Mehr Demokratie

INTERNATIONAL
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Zusammenspiel der Texte überzeugt 
nicht. Anstatt konzentriert beim Thema 
Bürgerhaushalt zu bleiben, verlieren 
sich die Autoren im Beteiligungswirr-
warr: Deliberation, partizipative Demo-
kratie, Bürgerkommune und weitere 
Begriffe dieses Themengebiets stehen 
recht unvermittelt nebeneinander, ohne 
dass deutlich wird, ob sie zwingend zu-
sammengedacht werden müssen. Viel 
schlimmer aber, dass sich die Autor/in-
nen damit zufrieden geben, Gegeben-
heiten lang und breit zusammenzufas-
sen. Dabei gäbe es wichtige Fragen an 
Bürgerhaushalte zu stellen: Wären sie 
auch auf Bundes- und Landsebene mög-
lich? Könnte eine Beteiligung auch auf 
den kompletten Haushalt (zum Beispiel 
Steuern oder Personalausgaben) ausge-
dehnt werden? Wie können Menschen 
aus sozial schwächeren Schichten stär-
ker einbezogen werden? Sollten Bürger-

haushalte von „oben“ oder von „unten“ 
eingeführt werden? Das sind Fragen, die 
sich beim Lesen aufdrängen, beantwor-
tet werden sie nicht.
Desgleichen bleibt im Dunklen, warum 
die Praxis in Südamerika so detailliert he-
rangezogen wird, obwohl doch die Aus-
gangslagen sehr verschieden sind – dort 
sind Bürgerhaushalte ein Mittel, um sozi-
ale Ungleichheit und Machtkonzentration 
zu transformieren, hier entspringt ihre 
Einführung dem Wunsch nach Transpa-
renz und Verwaltungsmodernisierung. 
Können wir nun mit dem Instrument Bür-
gerhaushalt Hoffnung auf eine neue De-
mokratie haben? Auch diese Antwort 
scheint irgendwo verloren gegangen.

Jan Drewitz ist Politikwissenschaftler  

und bei Mehr Demokratie  

im AK Bürgerbeteiligung aktiv.

Carsten Herzberg, Heinz Kleger, 

Yves Sintomer (Hg.):  

Hoffnung auf eine neue 

Demokratie. Bürgerhaushalte in 

Lateinamerika und Europa. 

Campus Verlag, Frankfurt/Main 

2012, 331 Seiten, 34,90 Euro.

Mit „Hoffnung auf eine neue Demokra-
tie“ legt der Campus-Verlag einen Sam-
melband vor, der prüft, ob Bürgerhaus-
halte diese Hoffnung einlösen können. 
Ausgehend von der so genannten Wut-
bürgerdebatte wollen die Autor/innen 
Perspektiven und „Impulse für eine Wei-
terentwicklung von Bürgerbeteiligung“ 
(S. 7) anhand von Bürgerhaushalten auf-
zeigen. Dazu diskutieren sie, wie delibe-
rative Verfahren legitimiert, transfor-
miert und im Zusammenspiel zwischen 
Politik, Verwaltung und Bürgerschaft 
verankert werden können. Anschließend 
widmen sie sich beispielhaften Bürger-
haushalten in Lateinamerika, Europa 
und Deutschland.
Die Kernaussage des Buches: Bürgerbe-
teiligung lässt sich nur dann erfolgreich 
umsetzen, wenn sie auch wirklich von 
Verwaltung und Politik gewollt ist: „Es 
ist unwahrscheinlich, dass sich Bürger 
in größerem Umfang in Verfahren enga-
gieren, die ohne wirkliche Entschei-
dungsverantwortung und ohne konkrete 
Ergebnisse bleiben“ (S. 249).
Vorrangig richtet sich das Buch an ein 
Fachpublikum. All jenen, die sich einen 
ersten Überblick über das Thema Bür-
gerhaushalte verschaffen wollen, sei an 
dieser Stelle das online frei verfügbare 
Buch „Vom Süden lernen: Bürgerhaus-
halte weltweit“ derselben Herausgeber 
empfohlen. Dieses Wissen vertiefen 
kann das aktuelle Buch leider nicht. Der 
rote Faden Bürgerhaushalt ist nicht im-
mer erkennbar, das Bürgerhaushalts-
Thema zu einseitig beleuchtet (viel La-
teinamerika; gerade die neuseeländi-
sche Stadt Christchurch, wichtige 
Impulsgeberin für die deutsche Praxis, 
wird nicht einmal erwähnt), auch das 

Bürgerhaushalte 
als hoffnung?
Text Jan Drewitz, Mehr Demokratie, Cover Campus Verlag GmbH

REZENSION
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Durchlauf noch gar nicht erreicht. Wenn es gar gelänge, die An-
zahl der innerhalb von sechs Monaten zu sammelnden Unter-
schriften zu steigern, dann wäre damit auch eine interessante 
Zukunftsperspektive angedeutet: dass zu gegebener Zeit ein-
mal das Potential vorhanden sein wird, die Hürde des Volks-
begehrens angehen zu können, wo 170.000 Unterschriften zu 
sammeln sind, um einen Volksentscheid herbeizuführen.

Umsetzungsvorschläge ausarbeiten

Ein weiterer Fortschritt der Volksinitiative soll darin beste-
hen, dass wir die Ideen und Forderungen der ersten Volksini-
tiative konkretisieren und Vorschläge für deren praktische 
Umsetzung vorlegen, zum Beispiel ein Vorschlag für die 
gleichberechtigte Finanzierung der Schulen in freier Träger-
schaft und ein Vorschlag für eine Öffnungsklausel im Berliner 
Schulgesetz, mithilfe derer diejenigen staatlichen Schulen, die 
dies wollen, den Status einer „Selbstständigen Schule“ erhal-
ten und damit rechtsfähig werden – zum Beispiel als Körper-
schaft öffentlichen Rechts –, so dass sie in Zukunft über eine 
umfassende Personal- und Budgethoheit verfügen. Zur Zeit 
führen wir viele Gespräche mit Menschen aus verschiedens-
ten gesellschaftlichen Bereichen und mit jedem Gespräch ent-
wickeln sich die Umsetzungsvorschläge weiter.

omnibus für direkte demokratie

Schule in Freiheit
sucht Aktionshelfer!

Die zweite Berliner Volksinitiative „Schule in Freiheit“ braucht Hilfe bei der Vorbereitung 

und Durchführung der Aktion. Die Unterschriftensammlung für die Volksinitiative soll im 

Jahr 2013 stattfinden. Sie soll ein Beitrag sein gegen die Verdummung, wie sie in Zeiten des 

Bundestagswahlkampfes in der öffentlichen Diskussion zu erleben und zu erleiden sein wird.

Text Kurt Wilhelmi  Foto Michael von der Lohe

Demokratie braucht Geist

Ja, Demokratie braucht Ideen, die zukunfts- und entwick-
lungsfähig sind. Diese Ideen können nur in Freiheit hervorge-
bracht werden, sie sind die Arbeitsergebnisse freier menschli-
cher Produktion. Alles andere ist Ideologie, ist Gewohnheit, 
Konvention. Und die trägt nicht mehr. Das spürt heutzutage 
jedes Kind. Und damit es das nicht verlernt, brauchen wir ein 
freies Schulwesen, ein Schulwesen, in denen die Schulen sich 
und ihre Arbeit selbst bestimmen können. Nur so, in eigenver-
antwortlicher Initiative und Unternehmung, können die Leh-
rer/innen authentisch arbeiten und die Schüler/innen ihre Kre-
ativität zur Mündigkeit und souveränen Persönlichkeit 
entwickeln.

Individuelle Bewusstseinsbildung

In den Jahren 2010 und 2011 fand in Berlin bereits eine Volks-
initiative „Schule in Freiheit“ statt. Mit der zweiten Volksinitia-
tive sollen die Entwicklungen, die durch die erste Initiative an-
geregt wurden, vertieft und erweitert werden: Die Volksinitiative 
2010 wurde von 29.165 Menschen unterzeichnet. Zehntausende 
Gespräche fanden statt. Diese individuelle Bewusstseinsbil-
dung kann mit der nächsten Volksinitiative weitergeführt wer-
den. Berlin ist riesig und viele Menschen wurden im ersten 
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lieren. Es gibt bereits ein Team von Menschen, die zu solchen 
Terminen mitkommen – es ist gut, Gespräche mindestens zu 
zweit zu führen –, aber es fehlen noch Menschen, die im Vor-
feld die Kontakte knüpfen und Termine vereinbaren.

Wir brauchen Hilfe ab April 2013

Auch zur Unterschriftensammlung ab April laden wir herzlich 
auch Menschen aus anderen Bundesländern ein. Wer bereits 
bei einem Mehr-Demokratie-Volksbegehren einen „Aktions-
urlaub“ gemacht hat, weiß, wie viele schöne Erinnerungen und 
wertvolle Erfahrungen man dadurch „nach Hause“ mitneh-
men kann. Es gibt die vielfältigsten Dinge zu tun – vom Un-
terschriften sammeln auf Wochenmärkten und Veranstaltun-
gen über die Verteilung der Listen in Geschäften und sozialen 
Einrichtungen bis hin zum Kleben von Plakaten. 

Wer Interesse und weitere Fragen hat, melde sich bitte 

im Berliner OMNIBUS-Büro unter 030/4280 4390 oder 

berlin@omnibus.org.

Kurt Wilhelmi ist Mitarbeiter im Berliner Büro des OMNIBUS.

Eine neue Grundlage

Das Schöne an der Volksinitiative 2013 ist: Sie ist ganz anders 
als die erste Volksinitiative! Das kann man jetzt schon deut-
lich erleben. Wir können auf einer ganz anderen Grundlage 
aufbauen als damals vor der ersten Volksinitiative, wo für die 
Menschen, die in irgendeiner Weise mit Schule zu tun hatten, 
die Welt der direkten Demokratie eine unbekannte, fremde 
Welt war. Und wo umgekehrt für die Menschen, die sich im 
Bereich der Direkte-Demokratie-Bewegung engagierten, die 
Schulfrage eine nicht gestellte Frage war. Jetzt, nachdem die 
erste Volksinitiative von vielen Beteiligten als eine gelungene 
Werbung für die Verbindung dieser beiden Welten erlebt wur-
de, kann man den Kraftzuwachs spüren, der durch solch eine 
Verbindung entsteht.

Wir suchen Unterstützung – ab jetzt:

In der Vorbereitung einer Volksinitiative sind sehr viele Dinge 
zu tun. Je mehr Menschen mitarbeiten, desto mehr können wir 
bewirken und erreichen. Deshalb suchen wir Hilfe, insbeson-
dere im Bereich der Gesprächs- und Vernetzungsarbeit. Wir 
müssen Adressen von Initiativen, Organisationen und Men-
schen recherchieren, zu ihnen Kontakt aufnehmen und Ge-
sprächstermine ausmachen, Gespräche führen und protokol-

„Wir machen weiter!“ – Verfechter/

innen der Volksinitiative nach der 

Anhörung im Berliner Abgeordneten-

haus am 10. März 2011
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KURZ NOTIERT

kurz notiert

USA In drei US-Bundesstaaten haben die 
Bürger/innen sich per Volksabstimmung 
für die gleichgeschlechtliche Ehe ausge-
sprochen. Damit können im Westküsten-
staat Washington sowie in Maine und 
Maryland an der Ostküste gleichge-
schlechtliche Paare künftig regulär hei-
raten. Die Abstimmungen fanden zeit-
gleich mit der Präsidentschaftswahl am 
6. November statt.

Kalifornien Am 6. November haben die 
Bürger/innen des US-Bundesstaates den  
Vorschlag einer Initiative, die Todesstra-
fe abzuschaffen, abgelehnt. Das Ergebnis 
fiel deutlich knapper aus als erwartet.

Europa Nach gravierenden Startschwie-
rigkeiten können jetzt die ersten Euro-
päischen Bürgerinitiativen mit der 
Sammlung von Online-Unterschriften 
beginnen. Als erstes ging „Right2Wa-
ter“, eine Initiative gegen die Privatisie-
rung der Wasserversorgung, an den 
Start. Inzwischen kann auch „Fraternité 
2020” online sammeln. Diese Initiative 
will Austauschprogramme für Jugendli-
che ausbauen. Wegen der technischen 
Probleme wurde die Sammlungsfrist für 
alle Initiativen, die bereits im April 
2012 ihre Arbeit aufnahmen, bis zum 1. 
November 2013 verlängert.

Vereinigtes Königreich Die schottischen 
Bürger/innen werden in zwei Jahren dar-
über abstimmen, ob sie Teil des briti-
schen Königreichs bleiben wollen. Die 
Londoner Zentralregierung genehmigte 

dem Regionalparlament in Schottland, 
das Referendum durchzuführen. Es wird 
nur die Frage nach Austritt oder Verbleib 
gestellt. Dies ist das Ergebnis langer und 
schwieriger Verhandlungen zwischen der 
Londoner Zentralregierung und der regio-
nalen schottischen Regierung. Beobach-
ter/innen räumen dem Referendum wenig 
Aussicht auf Erfolg ein.

Schweiz Das konstruktive Referendum 
im Kanton Zürich ist Geschichte. Ende 
September sprach sich das Züricher 
Wahlvolk per Referendum mit knapp 60 
Prozent der Stimmen für die Abschaf-
fung aus. Diese Art des Referendums er-
laubte den Bürger/innen nicht nur, für 
oder gegen eine Gesetzesvorlage zu 
stimmen. Sie konnten sie auch in einzel-
nen Punkten abändern und als Gegenent-
wurf zur Abstimmung einreichen. Dies 
wurde erst 2005 mit großer Mehrheit in 
die Kantonsverfassung aufgenommen. 
Befürworter des konstruktiven Referen-
dums verurteilten die Abschaffung als 
Verlust eines wichtigen direktdemokrati-
schen Instruments, das eine umfassende-
re Mitbestimmung des Volkes bei der 
Gesetzgebung ermöglichte. Gegner hin-
gegen bezeichneten das Instrument als 
zu kompliziert und komplex. Die gleich-
zeitige Einreichung mehrerer Gegenvor-
schläge und die daraus resultierenden 
Abstimmungsvarianten wirkten überfor-
dernd und erschwerten die Abbildung 
des Wählerwillens. In der Schweiz gibt 
es das konstruktive Referendum noch in 
den Kantonen Bern und Nidwalden.

Bulgarien Das bulgarische Parlament 
will bis Ende Januar einen Volksent-
scheid über die Nutzung von Atomkraft 
durchführen. Konkret geht es um das 
gemeinsam mit Russland geplante Kern-
kraftwerk bei Belene an der Donau, des-
sen Bau die bürgerliche Regierung in 
Sofia Ende März aus Kostengründen ge-
stoppt hatte. Die oppositionellen Sozia-
listen sammelten daraufhin Unterschrif-
ten gegen den Bau des Atomkraftwerks. 
Zwei Tage vor dem Parlamentsbeschluss 
vom 24. Oktober bestätigte die Regie-
rung, dass die Pflichtanzahl von 500.000 
Unterschriften erreicht sei. Damit das 
Referendum anerkannt wird, müssen 
sich mehr als 60 Prozent der Wahlbe-
rechtigten beteiligen. Es wäre der erste 
Volksentscheid in Bulgarien in der jün-
geren demokratischen Geschichte des 
Landes.

Litauen Am 14. Oktober haben die Li-
tauer/innen über den Bau eines Atom-
kraftwerks abgestimmt. Parallel zu den 
Parlamentswahlen ging es um die Frage, 
ob in Vasaginas im Nordosten des Lan-
des ein Atommeiler errichtet werden 
soll. 62 Prozent der Wähler/innen spra-
chen sich dagegen aus. Das Kooperati-
onsprojekt mit Lettland und Estland war 
ein zentrales Thema im Parlaments-
wahlkampf. Das Referendum ist konsul-
tativ, das heißt, es ist nicht rechtlich bin-
dend. Die neue Regierung hat jedoch 
bereits angekündigt, das Votum zu res-
pektieren und eine Energiewende einzu-
leiten.
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termine vor ort

Bundesverband

Der Termin für die kommende Bundesmitgliederversammlung 
hat sich geändert. Sie findet jetzt am 27. und 28. April 2013 in 
Eisenach statt.

Sachsen

Jeden ersten Donnerstag im Monat trifft sich der Landesvor-
stand um 15 Uhr im Haus der Demokratie in Leipzig. Mitglie-
der und Interessierte sind jederzeit gern gesehen. 

Nordrhein-Westfalen

Der Mehr Demokratie-Aktionskreis in Bochum lädt am 12. Ja-
nuar zum zweiten Bochumer Demokratie-Stammtisch ein. Die 
Landesvorstände Andrea Adamopoulos, Philipp Jüttner und 
Frank Schwachenwalde werden über anstehende Projekte des 
Landesverbandes sowie über die bundesweite Kampagne 2013 
informieren. Ein Ort wird noch bekannt gegeben.

Thüringen

Die nächste Mitgliederversammlung des Landesverbandes ist 
für den 12. Januar 2013 geplant. 

Bremen/ Niedersachsen

Regelmäßig mittwochs um 18 Uhr kommen die Bremer Akti-
ven im Kafé Lagerhaus in der Schildstr. 12-19 in 28203 Bre-
men, zusammen. Das nächste Landestreffen Bremen/Nieder-
sachsen ist für den 2. März 2013 geplant. Die Treffen dauern in 
der Regel von 11 bis 16 Uhr. Der Versammlungsort wird recht-
zeitig bekannt gegeben. 

Neue Ansprechpartnerin im Büro Tempelhof

Ursula Müller hat den Mitgliederservice im Büro am Tempel-
hof übernommen. Sie ist damit zuständig für alle Anfragen 
rund um die Mitgliedschaft bei Mehr Demokratie. Zuvor hat 
sie elf Jahre bei der Sparkasse Neu-Ulm gearbeitet, war bei 
attac-Ulm und bei den Ulmer Grünen aktiv. Bei Mehr Demo-
kratie kann sie Überzeugung und Job endlich verbinden. 

TIPP Die aktuellen Termine und Veranstaltungsorte finden Sie im 

Internet auf den Seiten der jeweiligen Landesverbände, unter der 

Rubrik „Über uns“ oder unter „Termine“.

MD intern

Anzeige

Wie lassen sich Deliberation und Macht verbinden? Am Bei­
spiel von Bürgerhaushalten in Lateinamerika und Europa 
erörtern Autoren aus beiden Kontinenten die Bedingungen 
für eine Erneuerung der Partizipationskultur in Deutschland.
2012. 331 Seiten. € 34,90. ISBN 978-3-593-39771-9

Studien zur  
Demokratieforschung
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Was noch zu tun bleibt

Die Bundesmitgliederversammlung von Mehr Demokratie in Frankfurt am Main 

hat politische Zeichen gesetzt, findet der Journalist und Autor Konrad Adam.

Text Konrad Adam Foto Anne Dänner
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Vorzeichen. Das Quorum von zwei Mil-
lionen provozierte zahlreiche Gegenan-
träge, allesamt mit dem Ziel, die Zahl zu 
unterbieten. So ging es über 1,5 und eine 
Million auf 600.000, dann auf 500.000, 
schließlich auf ganze 400.000 Unter-
schriften Schritt für Schritt nach unten.

Am Ende stand dann allerdings eine ein-
drucksvolle Mehrheit für ein Quorum 
von 1,5 Millionen: Ein realistischer Wert, 
der zeigt, dass die Parteien auf dem 
Holzweg sind, wenn sie glauben, die 
Bürger/innen vorsorglich entmündigen 
zu müssen. Die sind nämlich durchaus 
nicht unvernünftiger als ihre Stellvertre-
ter/innen im Parlament und haben ihnen 
gegenüber aber den großen Vorzug, nicht 
alles und jedes mit dem berühmten Aus-
ruf zu beantworten, mit dem Heide Si-
monis auf die Frage nach der Zukunft 
von Land und Leuten reagierte: „Ja, und 
was wird dann aus mir?“ Solche Selbst-
auskünfte lassen die Wähler/innen nach 
Alternativen zum laufenden Betrieb su-
chen. Das merken die Parteien und re-
agieren langsam auf den Ruf nach einem 
Ausbau der direkten Demokratie. Auch 
wenn den schönen Worten nur selten 
ebensolche Taten folgen und die Begei-
sterung fürs Volk in dem Moment nach-
zulassen pflegt, da man an der Regierung 
ist, sind es doch die Parteien selbst, die 
durch ihr selbstherrliches Gebaren dem 
Thema immer wieder Auftrieb geben. 
Wenn Macht, wie man gesagt hat, kor-
rumpiert, braucht man eine Gegenmacht, 
um der Korruption zu begegnen. 

Der Bundestag, hat sein Präsident Norbert 
Lammert bei seinem Amtsantritt verkün-
det, sei nicht das Vollzugsorgan der Bun-

Das Grundgesetz spricht eine klare Spra-
che: Alle Staatsgewalt, behauptet es in 
seinem 20. Artikel, gehe vom Volk aus. 
Sie kehrt dorthin, wie man nur halb iro-
nisch hinzugefügt hat, aber nie wieder 
zurück. Die Bürger/innen alle paar Jahre 
zur Wahl zu rufen mag ja noch angehen; 
von Abstimmungen, die das Grundge-
setz im selben Atemzug erwähnt, wollen 
die Parteien aber nichts wissen. Tatsäch-
lich haben sie das Grundgesetz in ihrem 
Sinne ausgelegt und umgestaltet. Aus der 
Mitwirkung an der politischen Willens-
bildung des Volkes haben sie ein Privi-
leg, ein regelrechtes Monopol gemacht, 
das von der Mitwirkung nicht viel übrig 
lässt. Peter Altmaier hat die Verfassung 
in diesem Sinne ausgelegt, als er den 
Mitgliederschwund der Parteien als hoff-
nungsvolles Zeichen interpretierte. Je 
weniger Mitglieder eine Partei habe, so 
seine originelle These, desto politischer 
gehe es in ihr zu: das Ideal der Kaderpar-
tei, diesmal aus westlicher Sicht.

Schade, dass ihm sein Amt als Umwelt-
minister offenbar keine Zeit lässt, an einer 
Mitgliederversammlung von „Mehr De-
mokratie“ teilzunehmen. Denn auch 
wenn er als treuer Parteisoldat gegen das 
eine oder andere Ritual, das dort abläuft, 
seine Vorbehalte haben mag: Dass es dort 
unpolitisch zugehe, wird er nicht behaup-
ten können. Jeder Parteitag einer Volks-
partei ist schon deshalb langweiliger, weil 
das Volk da nichts zu sagen hat. In Frank-
furt war das anders. Aus der Frage, wie 
viele Unterschriften nötig sein sollten, 
um ein Volksbegehren mit verfassungs-
änderndem Inhalt auf den Weg zu brin-
gen, entstand im Handumdrehen so et-
was wie eine Auktion mit umgekehrtem 
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desregierung, sondern im Gegenteil ihr 
Auftraggeber. Kann oder soll man das 
noch glauben, wenn man erlebt hat, wie 
sich das Parlament bei der Verabschie-
dung des ESM-Vertrages von der Regie-
rung vorführen und demütigen, ja gerade-
zu nötigen ließ? Roman Huber hatte ganz 
Recht, als er in Frankfurt die Entwicklung 
der letzten Zeit in dem Satz zusammen-
fasste, die parlamentarische Demokratie 
sei offenbar an ihre Grenzen gestoßen.

Was dann? Dann braucht man eben jene 
Alternative, die es nach Ansicht der 
Kanzlerin nicht gibt. In dieser Hinsicht 
ist „Mehr Demokratie“ weiter als das 
Führungspersonal der Großparteien. Wo 
es um Anhörung und Beteiligung an 
strittigen Vorhaben geht, befinden sich 
die Bürger/innen in einer vergleichswei-
se starken Position; sie nutzt ihnen aber 
nichts, so lange ihr Recht auf Mitsprache 
erst dann greift, wenn die Entscheidung 
längst gefallen ist. Beides, Entscheidung 
und Beratung, gehört zusammen, wie 
Roland Roth in seinem Abendvortrag 
darlegte.

Um mit der Demokratie Ernst zu ma-
chen, wollen die Mitglieder von „Mehr 
Demokratie“ die Kandidat/innen für die 
Wahl im nächsten Herbst danach befra-
gen, wie sie es mit Volksinitiative, Volks-
begehren und Volksentscheid halten, auf 
nationaler wie auf europäischer Ebene. 
Das Thema liegt in der Luft, und wenn 
sich genug Abgeordnete dazu bereitfin-
den, es aufzugreifen, vielleicht sogar 
zum Gegenstand eines Koalitionsvertra-
ges zu machen, dann wäre der Verein 25 
Jahre nach seiner Gründung einen gro-
ßen Schritt vorangekommen.
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Rund 70 Mitglieder sind in der Jugendherberge in Frankfurt 
am Main zusammen gekommen, um ein prall gefülltes Pro-
gramm zu bewältigen. An politischen Entscheidungen standen 
der neue Gesetzentwurf für den bundesweiten Volksentscheid 
(siehe Seite 4), die Weiterentwicklung der Europa-Kampagne 
und die Kampagne zur Bundestagswahl 2013 ganz oben auf 
der Agenda (siehe Bericht Seite 30). Passend dazu eröffnete 
Vorstandssprecherin Claudine Nierth die Versammlung mit 
einem Überblick über die politische Situation in Deutschland 
und Europa, in der die internationalen Finanzmärkte zuneh-
mend die Politik bestimmen – anstelle der Parlamente und der 
Bürger/innen. 

Als Protokollanten wurden dieses Mal Oliver Wiedmann und 
Nils Jonas gewählt, die Leitung durch das Wochenende über-
nahmen Susanne Socher und Gregor Hackmack. Nachdem Ta-
gesordnung und Protokoll der letzten Sitzung angenommen 
waren, berichtete der Bundesvorstand über ein äußerst erfolg-
reiches Jahr 2012: In Hamburg trat das deutschlandweit vorbild-
liche Transparenzgesetz in Kraft (siehe mdmagazin Nr. 93), die 
Verfassungsbeschwerde gegen Überhangmandate bei der Bun-
destagswahl war ein voller Erfolg (siehe mdmagazin Nr. 94) 

und die zweite Verfassungsbeschwerde gegen ESM und Fiskal-
vertrag, bei der ein endgültiges Urteil noch aussteht, ist mit 
rund 37.000 Teilnehmer/innen die größte in der Geschichte der 
Bundesrepublik. Mehrere hundert neue Mitglieder und die au-
ßergewöhnlich hohe Zahl an Spenden sorgten auch finanziell 
für eine sehr positive Bilanz. 

Unter den Berichten aus den Landesverbänden stach beson-
ders eine Mitteilung hervor: In Sachsen-Anhalt gründet sich 
am 1. Dezember ein neuer Landesverband! Darüber wird im 
kommenden mdmagazin berichtet.

Die Anträge zum Thema Justizreform wurden gestrichen. 
Stattdessen wies Horst Triefinger in einem viertelstündigen 
Vortrag auf aktuelle Probleme des Justizwesens hin. Einige 
Mitglieder zeigten Interesse daran, den Arbeitskreis Recht 
wieder aufleben zu lassen. Die Änderung der Wahlordnung 
zum Bundesvorstand wurde in den verantwortlichen Arbeits-
kreis rücküberwiesen. In Bezug auf die Gültigkeit von 
Schiedsstellenentscheidungen legten die Mitglieder eine Frist 
von drei Monaten fest, innerhalb derer der Gerichtsweg offen 
steht (siehe Seite 46). Die Anträge zur Souveränität der Mit-

GroSSe ziele
für 2013

Konzentriert und mit großem Interesse an den 

Inhalten diskutierten die Teilnehmer/innen der 

Bundesmitgliederversammlung über große und 

kleine Themen.

Text Neelke Wagner, Mehr Demokratie Foto Anne Dänner
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gliederversammlung bei Vereinsausschlüssen, zu einem Äl-
testenrat, zur Änderung der Briefwahlfrist, zur Unterstützung 
parteiunabhängiger Kandidat/innen, zum bedingungslosen 
Grundeinkommen und zu Online-Abstimmungen wurden ab-
gelehnt. Dem Beitritt zu Democracy International stimmte die 
Versammlung mit Änderungen zu. Außerdem wurde die 
Streichung der Sperrklausel bei Europawahlen – nicht bei 
Wahlen innerhalb Deutschlands – zum Vereinsziel erklärt.

Nach der spannenden Debatte und Verabschiedung des Ge-
setzentwurfes, über den nun noch in einer Mitgliederurab-
stimmung entschieden werden soll, bestimmte die MV eine 
neue Abstimmungsleitung. Zur Neuwahl stellten sich Karl 
Müller-Haslach, Nils Jonas und als Mitglied des Bundesvor-
standes Alexander Trennheuser vor, die alle drei in geheimer 
Wahl bestätigt wurden.

Am Abend brach Prof. Dr. Roland Roth eine Lanze für die 
engere Verzahnung von Bürgerbeteiligung und Bürgerent-
scheiden. Beides trage dazu bei, das „Wissen der Vielen“ stär-
ker in politische Prozesse zu integrieren. Dadurch könnten 
negative Entwicklungen in repräsentativen Demokratien – 

wie wachsende Ungleichheit und fehlende Transparenz – auf-
gefangen und besser legitimierte Entscheidungen gefällt wer-
den. Direktdemokratische Instrumente seien zudem ein 
effektives Mittel gegen Politikverdrossenheit.

Der Sonntag begann mit der Aussprache zu den Arbeitsschwer-
punkten 2013. Hier stand die Kampagne zur Bundestagswahl im 
Zentrum, die die Einführung der bundesweiten Volksabstim-
mung in den Wahlkampf tragen soll. Ein Baustein der Kampagne 
wird die Aktion „Seit 60 Jahren verhindert die CDU den bundes-
weiten Volksentscheid“ sein (siehe Bericht Seite 10). Eine weite-
re Strategie: Bündnispartner zu finden, deren Themen sich gut 
dafür eignen, per Volksabstimmung über sie zu beschließen. Au-
ßerdem sollen per Kandidatencheck die direkt Kandidierenden 
aller Parteien dazu gebracht werden, sich zum bundesweiten 
Volksentscheid zu äußern. Der Antrag „Europäischer Bürger-
konvent“ wurde ebenfalls angenommen, mit der Änderung, dass 
Mehr Demokratie die Direktwahl aller Konventsmitglieder 
durch die Bevölkerung fordert.

TIPP Ein ausführliches Protokoll der Veranstaltung finden Sie 

demnächst im internen Bereich unter mehr-demokratie.de.
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Nicht der Staat – und sei es ein übernatio-
nales Gebilde wie die EU – muss mächti-
ger werden, auch nicht auf demokrati-
schem (Schein-)Wege, sondern die 
Bürger/innen müssen politisch freier und 
verantwortlich in den einzelnen Ländern 
mitwirken können. Freie und politisch 
mitverantwortliche Bürger/innen führen 
erfahrungsgemäss keine Kriege. Nicht die 
Nationalstaaten haben in Europa zu wie-
derholten Kriegen geführt, sondern die 
Tatsache, dass in den Nationalstaaten die 
Bürger/innen das politische Leben nicht 
frei von unten her gestalten konnten und 
die Machtstrukturen von einzelnen Grup-
pen beherrscht wurden.

Heute stehen wir vor der Frage, ob der 
Souverän, also das Volk, eine weitere 
Zentralisierung der Machtbefugnisse in 
Brüssel überhaupt will. Dass der Souve-
rän in Deutschland hierüber, auch aus ei-
gener Initiative, befinden kann, dafür soll 
sich Mehr Demokratie einsetzen. Erst 
wenn diese Möglichkeit besteht, dann 
kann sich Mehr Demokratie neuen Auf-
gaben zuwenden, wie zum Beispiel die 
Bürger/innen in anderen Ländern auf die-
sem Wege zu unterstützen. 

Henning M. Schramm ist seit  

rund zehn Jahren Mitglied von  

Mehr Demokratie und als  

Naturwissenschaftler in der  

Krebsforschung tätig.

Nationalismus mit all seinen Verbrechen 
erst ermöglichte. In einer vergleichba-
ren Situation entschied sich damals die 
Schweiz für einen Bundesstaat nur un-
ter der Voraussetzung, dass ein Volks-
entscheid mit Initiativrecht zuerst ge-
schaffen werden müsse, was dann 1874 
geschah. Damit ist in diesem Land kein 
Einheitsstaat wie in Deutschland ent-
standen, es herrscht aber seitdem unun-
terbrochen Frieden und Stabilität, was 
letztendlich Wohlstand für breite Bevöl-
kerungsschichten ermöglichte.

Direkte Demokratie bedeutet, dass jede 
politische Diskussion breit von unten ge-
führt werden muss und nicht, dass elitä-
re Gruppen wohlformulierte Meinungen 
in Konventen erarbeiten, die dann dem 
Volk zur Entscheidung vorgelegt wer-
den. Das machen im besten Falle Partei-
en, aber dies ist nicht Aufgabe einer 
Volksbewegung wie Mehr Demokratie. 
Der Souverän muss von Anfang an ent-
scheidend mitwirken können. Das heißt, 
jedem und jeder einzelnen Stimmbe-
rechtigten sollte die Möglichkeit zuste-
hen, sich politisch zu betätigen, seine 
Meinung öffentlich zu vertreten und mit 
anderen Menschen Mehrheiten bilden zu 
können, die das politische Leben von un-
ten her gestalten. Der oder die einzelne 
Stimmberechtigte muss sich frei im poli-
tischen Prozess engagieren können, was 
die Entscheidungsbildung beeinflusst.

Ich bin der Mehr-Demokratie-Bewe-
gung beigetreten, weil sie für den Volks-
entscheid in Deutschland kämpft. Ich bin 
ihr nicht beigetreten, damit sie sich für 
einen Bürgerkonvent einsetzt, der wie 
ein außerparlamentarisches „Ersatzpar-
lament“ die Zukunft Europas diskutiert. 
Die Einstellung von Mehr Demokratie 
kann zur Zeit nur sein, dass der Volks-
entscheid in Deutschland eine Voraus-
setzung für die zukünftige Gestaltung 
der Rolle von Deutschland in der Euro-
päischen Union (EU) sein muss. In Eng-
land muss zukünftig jede Machtver-
schiebung nach Brüssel vom Volk 
genehmigt werden. Warum nicht auch 
bei uns? 

Die Frage der zukünftigen Gestaltung 
der EU und die Frage des Volksentschei-
des sollte Mehr Demokratie nicht mitei-
nander vermischen. Vor einer ähnlichen 
Situation stand 1848 die Frankfurter 
Nationalversammlung. Sollte sie sich 
prioritär für die nationale Einheit oder 
für die Demokratie in den einzelnen 
Ländern Deutschlands einsetzen? Sie 
hat sich leider primär für die nationale 
Einheit und nicht für eine demokratische 
Verfassung in den einzelnen deutschen 
Staaten eingesetzt. Diese Entscheidung 
hat Deutschlands Demokratiebewegung 
letztendlich 100 Jahre zurückgeworfen 
und eine katastrophale Entwicklung ein-
geleitet, die mit dem Einheitsstaat den 

leserbrief

Henning M. Schramm antwortet auf „Europa nur 

mit Volksentscheid!“ (mdmagazin Nr. 94): Statt 

Konvente für Europa zu fordern, sollte sich Mehr 

Demokratie auf sein Kerngeschäft, die direkte 

Demokratie in Deutschland, konzentrieren.

LESERBRIEF
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Liebe Mitglieder,

wir möchten Sie bereits jetzt auf die kommende Bundesmitglie-
derversammlung (MV) am 27. und 28. April 2013 im Augusti-
nerkloster in Erfurt hinweisen. Sie haben bis zum 1. Februar 
2013 Gelegenheit, die unten aufgeführte, vorläufige Tagesord-
nung mit weiteren Anträgen zu ergänzen. Die mit diesen Anträ-
gen erweiterte Tagesordnung wird vier Wochen vor der MV 
veröffentlicht. Danach können nur noch Anträge zu den The-
men der veröffentlichten Tagesordnung gestellt werden.

Inhaltlich werden wir uns mit der Kampagne zur Bundestags-
wahl 2013 sowie mit der Positionierung zu Wahlrechtsfragen 
beschäftigen. Als weiterer Schwerpunkt steht das Thema „Eine 
demokratische Idee für Europa“ an. Dieser soll durch einen 
Vortrag am Samstag Abend abgerundet werden. Wie immer 
stehen zur Frühjahrs-Mitgliederversammlung auch die Finan-
zen auf der Tagesordnung. 

Ankündigung  

zur ersten Bundesmitgliederversammlung im Jahr 2013

Wann:	Samstag 27. April 2013 (12 Uhr)  

	 bis Sonntag, 28. April 2013 (16 Uhr)

Wo:	 Evangelisches Augustinerkloster zu Erfurt,  

	 Augustinerstraße 10, 99084 Erfurt 

Zimmer sind im Augustinerkloster, in einer Pension sowie der 
Jugendherberge für uns reserviert. Wir bitten um direkte An-
meldung über unseren Mitgliederservice bei Ursula Müller 
(mitgliederservice@mehr-demokratie.de). Für die Teilnahme 
kann auf Anfrage vor der Mitgliederversammlung ein Fahrt-
kostenzuschuss von bis zu 75 Prozent gewährt werden. Die An-
frage ist an den geschäftsführenden Bundesvorstand Roman 
Huber zu richten (roman.huber@mehr-demokratie.de).

Antragsfrist: Freitag 1. Februar 2013

Für den Vorstand
Alexander Trennheuser und Katrin Tober

Ankündigung der
Bundesmitgliederversammlung

Weitere Anträge schicken Sie bitte bis zum 1. Februar 2013 an:
Mehr Demokratie e.V.
Roman Huber
Tempelhof 3
74594 Kressberg
antrag@mehr-demokratie.de

Die wichtigsten Informationen zu unseren Mitgliederversamm-
lungen im Netz: mitglieder.mehr-demokratie.de/mitgl_mv.html. 
Die formale Einladung und vollständige Tagesordnung werden 
in der nächsten Ausgabe der Zeitschrift (1/2013) bekannt gege-
ben. Diese erscheint Mitte März 2013.

Vorläufige Tagesordnung

Beginn: Samstag 27. April 2013 um 12 Uhr
Ende: Sonntag 28. April 2013 um 16 Uhr

1. 	 Begrüßung und Formalia

1.1 	 Formalia
1.2 	 Beschluss des letzten Protokolls der MV vom 10. und 
	 11. November 2012

2. 	 Politisches und Berichte

2.1 	 Berichte aus den Landesverbänden
2.2 	 Bericht des Bundesvorstands
2.3 	 Schwerpunkt I: Mehr Demokratie Bundeskampagne 
	 2013
2.4 	 Schwerpunkt II: Eine demokratische Idee für Europa
2.5 	 Schwerpunkt III: Positionierung im Bereich Wahlrecht

3.	 Finanzen und Wahlen

3.1 	 Jahresabschluss Bundesverein 2012
3.2 	 Finanzplanung Bundesverein 2013
3.3 	 Wahl der Rechnungsprüfer/innen
	
4.	 Anträge

27./28.April 2013 in Eisenach
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Unterstützer-Erklärungen von den Initiatoren an den Bundes-
vorstand weitergeleitet werden. Letztmögliches Datum zur 
Weiterleitung ist der 15. März 2013.

Dieses Mitgliederbegehren wird noch nach den alten Bestim-
mungen durchgeführt, da es vor dem 15. Januar 2012 einge-
reicht wurde. Der Satzungsauslegung der Abstimmungsleitung 
zufolge ist deshalb eine Stellungnahme des Bundesvorstandes 
nicht vorgesehen. Den Auszug aus der Satzung und die Ausfüh-
rungsbestimmungen für Mitgliederbegehren finden Sie im Mit-
gliederbereich der Internetseite von Mehr Demokratie. 

Karl Müller-Haslach, Nils Jonas, Alexander Trennheuser
(Abstimmungsleitung)

Liebe Mitglieder,

am 2. April 2011 haben Gerd Eickelberg, Manfred Bensel, 
Axel Grimm, Andreas Hilbert, Thomas Hilbert, Tanja Krau-
se, Alexander Prätorius und Sybille Wilsch einen Antrag auf 
Durchführung eines Mitgliederbegehrens eingereicht. Alle 
Genannten waren zu diesem Zeitpunkt Mitglieder des Ver-
eins. Der Inhalt des Begehrens wurde wie am 2. April 2011 
eingereicht unverändert abgedruckt. Die zeitliche Verzöge-
rung bei der Veröffentlichung wurde nicht durch die Initiato-
ren des Begehrens, sondern durch eine notwendig gewordene 
gerichtliche Klärung verursacht.

Alle Mitglieder, die das Begehren mit ihrer Unterschrift un-
terstützen möchten, werden gebeten, innerhalb von drei Mo-
naten nach Erscheinen dieser Ausgabe eine formlose Unter-
stützungsbekundung unterschrieben mit Nennung des Namens 
an die unter dem Text des Begehrens genannte Adresse zu 
schicken. Mitgliedern, die keine Zeitschrift erhalten, wird das 
Begehren postalisch zugeschickt. Die Unterstützung kann laut 
Satzung per Brief, Fax oder E-Mail erfolgen (bei der E-Mail 
ist keine Unterschrift erforderlich). Da die Unterstützung 
formlos möglich ist, hat die Abstimmungsleitung entschieden 
(anders als im Text des Begehrens geschrieben), keinen Rück-
sendezettel abzudrucken. 

Das Begehren ist zu Stande gekommen, wenn innerhalb dieser 
drei Monate mindestens 100 von Mitgliedern unterschriebene 

Information der  
Abstimmungsleitung

zum Mitgliederbegehren „Verhinderung von  

Manipulationen bei Wahlkandidatenbefragungen“
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nend auch der Plattform abgeordnetenwatch.de gelungen, 
welche die Kontaktdaten dieser Kandidaten ebenfalls vorlie-
gen hat. Es stellt sich die Frage, warum die Organisatoren 
von mitentscheiden.de zwar mit abgeordnetenwatch.de be-
züglich einer Verlinkung kooperieren konnten, aber nicht 
beim Austausch fehlender Kontaktdaten.

n	 Die beispielhafte Antwort eines AUF-Kandidaten lautete: 
„Ich selbst, unser Landesverband und etliche unserer anderen 
Kandidaten haben die Organisation „mitentscheiden.de“ 
wiederholt auf unsere positive Einstellung, ja unser engagier-
tes Eintreten für eine direkte Demokratie und Volksabstim-
mungen, das auch einen wesentlichen Programmpunkt unse-
res Landtagswahlprogramms darstellt, aufmerksam gemacht 
– offensichtlich ohne Erfolg! Ich habe fast den Verdacht, daß 
man uns bewußt ignorieren möchte!“

n	 Der Hinweis auf Manipulationen mit der Weiterleitung aller 
Kandidatenrückmeldungen an den Bundesgeschäftsführer 
Roman Huber wurde mit dem knappen Satz beantwortet: 
„Wir können auch keine Manipulation oder Täuschung im 
Zusammenhang mit der Kandidatenbefragung auf www.mit-
entscheiden.de feststellen. Täuschung oder Manipulation be-
inhaltet Vorsatz, dieser ist nicht zu erkennen, geschweige 
denn zu belegen.“

n	 Der Antrag an den Bundesgeschäftsführer, ein Konzept zu er-
stellen, wie Manipulationen bei zukünftigen Kandidatenbe-
fragungen verhindert werden können, wurde abgelehnt.

n	 Jedem Interessierten, der sich anhand der Fakten selbst ein 
Bild hierzu machen möchte, leiten wir gerne alle Emails und 
Kandidatenrückmeldungen weiter.

Aufgrund dieser Erfahrungen und aufgrund von § 4 Punkt 3 der 
Satzung von Mehr Demokratie („Der Verein ist parteipolitisch 
neutral. Er verfolgt keine politischen Zwecke im Sinne der ein-
seitigen Beeinflussung der politischen Meinungsbildung oder 
der Förderung von politischen Parteien.“) fordern wir, dass für 
alle Kandidatenbefragungen von MD folgende Kriterien ver-
pflichtend eingehalten werden:

Worum geht es?

Ziel dieses Mitgliederbegehrens ist es, dass Internetseiten und 
Medien, die von Mehr Demokratie zur Kandidaten- oder Abge-
ordnetenbefragung betrieben werden, verpflichtend parteipoli-
tisch neutral gehalten und Manipulationen durch hohe Transpa-
renz gegenüber der Mitgliedschaft eingedämmt werden.

Begründung

Wie kommt es, dass es zu dieser eigentlich selbstverständlichen 
Forderung ein Mitgliederbegehren gibt?

Vor der Landtagswahl in Baden-Württemberg am 27.03.2011 hat 
Mehr Demokratie eine Webseite (www.mitentscheiden.de) zur 
Befragung der Landtagskandidaten eingerichtet. Leider gibt es 
zahlreiche Belege, dass es zu massiven parteipolitischen Mani-
pulationen auf dieser Seite gekommen ist. Ein jeder mag anhand 
der nachfolgend aufgeführten Fakten selbst entscheiden, inwie-
weit er die Durchführung für manipuliert hält und ob dieses Ver-
halten mit den Massstäben unseres Vereins vereinbar ist:

n	 Bei der Befragung wurde eine Partei (NPD) weggelassen, 
ohne dass dies auf der Seite kenntlich gemacht und ohne dass 
dies dort begründet wurde. Im Gegenteil, es wurde auf der 
Seite behauptet, dass „die Kandidatinnen und Kandidaten“ 
der Landtagswahl befragt worden seien, was nachweislich 
eine falsche Tatsachenbehauptung ist.

n	 Mehrere Wochen nach dem Start der Seite mitentscheiden.de 
gab es keine einzige Auswertung zu irgendeinem Kandidaten 
von 11 der 18 aufgeführten Parteien.

n	 Eine stichprobenhaft durchgeführte Anfrage bei 3 Parteien 
(AUF, BIG und Republikaner) ergab, dass kein einziger von 
12 angeschriebenen Kandidaten und keine einzige dieser 3 
Parteien die Fragen überhaupt erhalten haben. Dennoch wur-
de auf der Seite mit dem Text „(Keine weiteren Infos)“ sug-
geriert, die Kandidaten seien befragt worden und haben nicht 
geantwortet.

n	 Die Kontaktdaten dieser Kandidaten konnten mühelos durch 
einfache Internetsuche ermittelt werden. Dies ist anschei-

MD intern

Mitgliederbegehren

Verhinderung von Manipulationen bei Wahlkandidatenbefragungen
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n	 Alle zur Wahl zugelassenen Parteien und Einzelbewerber 
werden aufgeführt und befragt. Wir orientieren uns hier am 
hohen Standard von abgeordnetenwatch.de und Wahl-O-
Mat. Unser Verein „Mehr Demokratie“ sollte diesen Stan-
dard auch erfüllen können.

n	 Bei der Ermittlung der Kontaktdaten der Kandidaten wird 
eine Kooperation mit abgeordnetenwatch.de gesucht.

n	 Bei Kandidaten, deren Kontaktdaten nicht ermittelt werden 
konnten, wird explizit darauf hingewiesen – analog zur 
Handhabung bei abgeordnetenwatch.de

n	 Die Organisatoren von Kandidatenbefragungen halten eine 
einfach zu erstellende und zur Organisation ohnehin notwen-
dige Liste vor, in der aufgeführt ist, welche Kandidaten, 
wann mit welchem Medium kontaktiert worden sind. Mit-
glieder erhalten hierzu ein zeitnahes Auskunftsrecht. Diese 
Transparenz soll dazu beitragen, Manipulationen erst gar 
nicht entstehen zu lassen.

n	 Der Bundesvorstand stellt die korrekte Durchführung von 
Kandidatenbefragungen sicher.

Schlusswort

Der Rücktritt des Verteidigungsministers Guttenberg hat uns ge-
zeigt, dass Bürger Manipulationen nicht mehr tolerieren. Die 
vielen Emails, die wir zu mitentscheiden.de von Kandidaten und 
Parteien erhalten haben, lassen leider auf massive Manipulatio-
nen dieser Seite von Mehr Demokratie schliessen. Im Gegensatz 
dazu steht das Menschenbild des mündigen Bürgers, auf dem 
unser Vereinszweck basiert und der ohne Vorfilterung und ohne 
Manipulationen seine Entscheidung treffen kann und will. Mit 
diesem Begehren wollen wir dieses Menschenbild in unserem 
Verein konkret umsetzen und orientieren uns dabei an den hohen 
Standards von abgeordnetenwatch.de und dem Wahl-O-Mat.

Abstimmungsfrage

Bist du dafür, dass Internetseiten und Medien, die von Mehr De-
mokratie zur Kandidaten- oder Abgeordnetenbefragung betrie-
ben werden, verpflichtend folgende Kriterien erfüllen müssen:
1. Alle zur Wahl zugelassenen Parteien und Einzelbewerber wer-
den aufgeführt und befragt.

2. Bei der Ermittlung der Kontaktdaten der Kandidaten wird eine 
Kooperation mit abgeordnetenwatch.de gesucht.

3. Bei Kandidaten, deren Kontaktdaten nicht ermittelt werden 
können, wird explizit darauf hingewiesen.

4. Die Organisatoren von Kandidatenbefragungen halten eine 
einfache Liste vor, in der aufgeführt ist, welche Kandidaten, 
wann mit welchem Medium kontaktiert worden sind. Mitglieder 
erhalten hierzu ein zeitnahes Auskunftsrecht.

5. Der Bundesvorstand ist für die korrekte Durchführung der 
Kandidatenbefragungen verantwortlich.

Dieses Begehren wurde am 02.04.2011 kurz nach der Wahl in 
Baden-Württemberg von 8 Mitgliedern gemäß § 11 der Satzung 
initiiert. Sowohl die Abstimmungsleitung (Mitgliederurabstim-
mungskommission) als auch der Bundesvorstand und die 
Schiedsstelle haben die satzungsmäßig vorgeschriebene Veröf-
fentlichung dieses Begehrens in der Mitgliederzeitschrift abge-
lehnt. Erst auf dem gerichtlichen Klageweg vor dem Amtsge-
richt Bonn konnten die Initiatoren die satzungsmäßig 
vorgeschriebene Veröffentlichung dieses Begehrens in der Mit-
gliederzeitschrift durchsetzen. 

Dies zeigt, wie wichtig es ist, sich für faire Bedingungen inner-
halb von Mehr Demokratie einzusetzen. Bitte helft mit eurer 
Unterschrift mit, diese fairen Bedingungen konkret umzuset-
zen. Für telefonische Rückfragen stehen wir euch unter 0173-
7932070 oder unter 089-21966914 und für Emailrückfragen un-
ter g.eick-akiv218@arcor.de zur Verfügung.

Wenn du dieses Mitgliederbegehren unterstützen willst, schi-
cke bitte bis zum:…….. .entweder 

n	 eine Email an g.eick-akiv218@arcor.de mit Namen und Ad-
resse (Beispiel: „Ich unterstütze das Mitgliederbegehren zur 
Verhinderung von Manipulationen bei Wahlkandidatenbefra-
gungen“)

n	 einen Brief an  
Gerd Eickelberg, 
Georgenstr. 85, 
80798 München  
(Beispiel: „Ich unterstütze das Mitgliederbegehren zur 
Verhinderung von Manipulationen bei Wahlkandidatenbe-
fragungen“)

n	 Oder füllt einfach den dazu vorgesehenen Abschnitt auf die-
ser Seite … aus und schickt diesen dann an die oben angege-
bene Postadresse zurück.
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Ihre Unterstützungserklärung senden Sie bitte an 
Mehr Demokratie e.V.
z.H. Geschäftsführer Roman Huber
Tempelhof 3
74594 Kreßberg
roman.huber@mehr-demokratie.de
Fax: 07957-9249992

Karl Müller-Haslach, Nils Jonas, Alexander Trennheuser
(Abstimmungsleitung)

Liebe Mitglieder,

am 16. November 2012 haben Andreas Hilbert, Gerd Eickel-
berg, Axel Grimm, Herbert Greipl, Regina Guthmann, Klaus 
Guthmann, Walter Habich, Romeo Klein, Tanja Krause, Lars 
Niedermayer, Eduard Würdinger und Georg Zenker zwei An-
träge auf Durchführung eines Mitgliederbegehrens bei der Ab-
stimmungsleitung eingereicht. Alle Genannten waren zu die-
sem Zeitpunkt Mitglieder des Vereins. Der Inhalt der beiden 
Begehren wurde unverändert abgedruckt. 

Alle Mitglieder, die das Begehren mit ihrer Unterschrift unter-
stützen möchten, werden gebeten, innerhalb von drei Monaten 
nach Erscheinungsdatum dieser Ausgabe der Mitgliederzeit-
schrift (15. März 2013) das Mitgliederbegehren unterschrieben 
mit Nennung des Namens an die Geschäftsführung von Mehr 
Demokratie zu schicken (Adresse nebenstehend). Mitgliedern, 
die keine Zeitschrift erhalten, wird das Begehren postalisch zu-
geschickt. Das Begehren ist zu Stande gekommen, wenn inner-
halb dieser drei Monate mindestens 2,5 Prozent der Mitglieder 
eine unterschriebene Unterstützer-Erklärung an den geschäfts-
führenden Bundesvorstand geschickt haben. Am Stichtag (20. 
November 2012) hatte Mehr Demokratie 4.594 Mitglieder; nötig 
sind also 115 Unterzeichner/innen. Die Unterstützung kann laut 
aktueller Satzung per Brief, Fax oder über eine Mehr Demokra-
tie bekannte E-Mail-Adresse an die Geschäftsführung erfolgen 
(bei der E-Mail ist keine Unterschrift erforderlich). 

Information der 
Abstimmungsleitung

zu den Mitgliederbegehren „Verhinderung eines praxisuntauglichen  

Volksabstimmungsgesetzes – Keine Einschränkung von Volksabstim-

mungen durch völkerrechtliche Verträge“ und „Verhinderung eines 

praxisuntauglichen Volksabstimmungsgesetzes– Keine vorgezogene 

Normenkontrollklage“
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n	 Die in der öffentlichen Meinung bewährte Praxis der Gewal-
tenteilung, welche der Grundpfeiler einer jeden Demokratie 
ist, würde mit einer vorgezogenen Normenkontrollklage auf 
den Kopf gestellt werden, da Richter dann in legislative Akte, 
welche sich noch in Diskussion befinden, eingreifen könn-
ten. Wahrscheinlich wäre eine solche Regelung sogar grund-
gesetzwidrig.

n	 Mit der vorgezogenen Normenkontrollklage wären unsere 
Volksentscheide sehr anfällig für parteitaktisches Agieren, 
um unliebsame Abstimmungen mit Hilfe der Gerichtsbarkeit 
zu verhindern oder zumindest zu verzögern.

n	 Es wäre für die Akzeptanz von Volksabstimmungen in 
Deutschland fatal, wenn diese nach ihrer Einführung wegen 
Anfälligkeit für parteitaktisches Agieren diskreditiert werden 
würden und diese Praxisuntauglichkeit ausgerechnet auf ei-
nem Vorschlag von Mehr Demokratie beruhen sollte.

n	 Schließlich seien noch drei Beispiele zur Problematik der 
vorgezogenen Normenkontrollklage angeführt:

1. Beispiel (keine gesellschaftliche Debatte vor der 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts): 

Eine Volksabstimmung über das betäubungslose Schächten 
würde dem Bundesverfassungsgericht sicherlich in einer vor-
gezogenen Normenkontrollklage zur Entscheidung vorgelegt 
werden. Die Richter hätten keine Chance, die Argumente zu 
diesem Spannungsfeld zwischen Tierschutz und Religion, 
welche in einer breiten öffentlichen Debatte vor einer Volks-
abstimmung diskutiert werden würden, bei ihrer Urteilsfin-
dung zu berücksichtigen. Das vereinzelt hervorgebrachte Ar-
gument, dass durch Volksentscheide Stimmungen geschürt 

Worum geht es?

Im von Mehr Demokratie vorgeschlagenen Volksabstim-
mungsgesetz sollte eine vorgezogene Normenkontrollklage 
nicht mit aufgenommen werden, da dies die Gewaltenteilung 
verwässert und Volksabstimmungen zu anfällig für parteitak-
tisches Agieren werden lässt.

Begründung

n	 Mehr Demokratie erarbeitet derzeit einen Gesetzestext für 
Volksabstimmungen. Darin wird vorgeschlagen, dass das 
Bundesverfassungsgericht angerufen werden kann, bevor es 
zu einer Volksabstimmung kommt, die sogenannte vorgezo-
gene Normenkontrollklage. Die Gewaltenteilung im Grund-
gesetz ist allerdings so geregelt, dass das Bundesverfas-
sungsgericht erst nach einem legislativen Akt, also einem 
Bundestagsbeschluss, tätig werden kann – die sogenannte 
nachgelagerte Normenkontrollklage.

n	 Kein Land der Welt, welches eine lebendige Volksabstim-
mungspraxis pflegt, hat die vorgezogene Normenkontroll-
klage eingeführt oder plant, diese einzuführen. 

n	 Wir als Verein treten für Volksabstimmungen ein, weil wir 
glauben, dass wir als Volk keine schlechteren Entscheidun-
gen treffen als unsere Politiker. 

n	 Die Frage ist also, warum unsere Volksabstimmungen be-
züglich der Normenkontrollklage anders gehandhabt wer-
den sollen als Bundestagsbeschlüsse. Es ist auch nicht klar, 
welches Problem diese Ungleichbehandlung löst, besonders 
da die nachgelagerte Normenkontrollklage schon heute ge-
währleistet, dass keine grundgesetz- oder menschenrechts-
widrigen Gesetze in Kraft treten können.

Mitgliederbegehren

Verhinderung eines praxisuntauglichen Volksabstimmungsgesetzes – 

Keine vorgezogene Normenkontrollklage
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wirkungen auf die Praxis von Volksabstimmungen haben, dass 
alle Mitglieder über diesen sehr problematischen Punkt des Ge-
setzentwurfes von Mehr Demokratie entscheiden sollten. Aus 
diesem Grund möchten wir dich bitten, dieses Mitgliederbegeh-
ren mit deiner Unterschrift zu unterstützen und dadurch eine 
Urabstimmung aller Mitglieder zu diesem äußerst problemati-
schen Punkt des Gesetzentwurfes zu ermöglichen.

Abstimmungsfrage

Bist du dafür, dass das Bundesverfassungsgericht – analog wie 
bei Bundestagsbeschlüssen – erst nach einer erfolgreichen 
Volksabstimmung zur Normenkontrollklage angerufen werden 
darf?

werden könnten, ist nicht stichhaltig, da über diese Themen 
schon heute diskutiert werden darf und auch wird.

2. Beispiel (nachgelagerte Normenkontrollklage 

reicht aus):

Gerne wird die Volksabstimmung über ein Minarettverbot in der 
Schweiz als Begründung für eine vorgezogene Normenkontroll-
klage angeführt. Selbst wenn ein solches Begehren in Deutschland 
erfolgreich wäre (was bezweifelt werden darf), hätte das Bundes-
verfassungsgericht auf jeden Fall das letzte Wort und würde diesen 
Entwurf sicherlich nicht Gesetz werden lassen.

3. Beispiel (Anfälligkeit für parteitaktisches Agieren): 

Ein weiterer, billionenschwerer europäischer Rettungsmechanis-
mus sei in Planung, wogegen viele Bürger einen Volksentscheid 
initiieren. Politiker, die diesen Rettungsschirm gegen den Willen 
der Bevölkerung durchsetzen wollen, erzwingen eine vorgezogene 
Normenkontrollklage, um den Volksentscheid zu verzögern. Zwi-
schenzeitlich beschließen diese Politiker den weiteren Rettungs-
schirm und machen ihn damit faktisch unumkehrbar.

Schlusswort

Die vorgezogene Normenkontrollklage untergräbt die Gewal-
tenteilung, eröffnet zahlreiche Möglichkeiten für parteipoliti-
sche Manipulationen und hat negative Auswirkungen auf die 
Praxis von Volksabstimmungen. Wahrscheinlich ist sie sogar 
grundgesetzwidrig. Die über 60-jährige Verfassungspraxis in 
Deutschland hat gezeigt, dass die nachgelagerte Normenkont-
rollklage zum Schutz des Grundgesetzes vollkommen aus-
reicht. Von daher ist nicht klar, warum die zahlreichen, mit ei-
ner vorgezogenen Normenkontrollklage verbundenen Probleme 
in Kauf genommen werden sollen. Eine vorgezogene Normen-
kontrollklage wird höchstwahrscheinlich so gravierende Aus-

MD intern

Bei Fragen zu diesen beiden Begehren kannst du dich gerne an 

uns Initiatoren wenden (Kontaktdaten siehe unten).

Aus unserer Sicht sollten Entscheidungen mit so immenser 

Bedeutung auf die Praxis von Volksabstimmungen nicht nur von 

einer Handvoll Vereinsmitgliedern auf der Mitgliederversamm-

lung getroffen werden. Auch du als einfaches Mitglied kannst die 

Geschicke unseres Vereins direktdemokratisch mitbestimmen, 

indem du eine Mitgliederurabstimmung über diese beiden 

Begehren unterstützt. Dazu musst du der Mitgliederurabstim-

mungskommission (MUAK) – wie von ihr geschrieben - deine 

Unterstützung mitteilen. Es wäre hilfreich, wenn du uns ebenfalls 

per Email, Brief oder Telefon wissen lassen könntest, dass du 

deine Unterstützung der MUAK mitgeteilt hast. 

Hierzu findest du anbei unsere Kontaktdaten:

Email: mitgliederurabstimmung@web.de oder

Post: Gerd Eickelberg, Georgenstr. 85, 80798 München oder

Telefon: 089/21966914
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eingeschränkter Form sogar in der Schweiz) gibt, trifft die An-
nahme der Initiatoren, sie wäre grundgesetzwidrig, nicht zu. 
Auf sie zu verzichten, würde bedeuten, dass die rechtliche Prü-
fung erst nach einem Volksentscheid möglich wäre. Das könnte 
aber dazu führen, dass ein mehrjähriges aufwändiges Verfah-
ren ab adsurdum geführt würde. Die praktischen Konsequen-
zen sind in den US-Bundesstaaten zu beobachten, wo nach er-
folgreichen Volksentscheiden häufig der Kampf um ihre 
Umsetzung vor den Gerichten ausgetragen wird und Volksent-
scheide im Nachhinein „gekippt“ werden. 

Auch Mehr Demokratie hat dies schon erfahren müssen: Das 
Volksbegehren „Mehr Demokratie in Thüringen“ war 2001 auf 
dem Weg zum Volksentscheid vom Verfassungsgericht kassiert 
worden. Thüringen war das einzige Bundesland, das die Nor-
menkontrolle erst nach dem Volksbegehren vorgesehen hatte. 
Für die 387.469 Unterzeichnerinnen und Unterzeichner eine 
schmerzliche Erfahrung, ihre Unterschriften für ungültig er-
klärt zu bekommen.

Schlicht falsch ist die Aussage der Initiatoren des Mitgliederbe-
gehrens, dass die nachgelagerte Normenkontrolle gewährleis-
tet, dass keine grundgesetz- oder menschenrechtswidrigen Ge-
setze in Kraft treten können. Ein angenommener Volksentscheid 
tritt genau wie ein angenommenes Parlamentsgesetz in Kraft 
und erzeugt verbindliche Rechte und Pflichten.

Auch das dritte Beispiel der Initiatoren geht fehl, denn die prä-
ventive Normenkontrolle gilt nur bei der Volksgesetzgebung, 
aber nicht bei Referenden, weil diese sich ja gegen Parlaments-
gesetze richten. Und ein neuer Rettungsschirm wäre ein klassi-
scher Anwendungsfall für ein Referendum. Unsere ESM-Kam-
pagne zielte deswegen ja auch auf ein Referendum. 

Der Bundesvorstand empfiehlt, das Mitgliederbegehren 

nicht zu unterstützen.

Nehmen wir an, eine Initiative startet ein Volksbegehren, um den 
Bau von Minaretten zu verbieten oder straffällig gewordene 
Ausländer automatisch des Landes zu verweisen ... Diese Bei-
spiele sind nicht an den Haaren herbeigezogen. In der Schweiz 
wurde genau das per Volksentscheid durchgesetzt. Was also wür-
de in Deutschland passieren? Gar nichts. Volksbegehren, die ge-
gen die Verfassung verstoßen, können gar nicht zum Zuge kom-
men. So würde zum Beispiel auch eine Volksinitiative zur 
Einführung der Todesstrafe nicht zugelassen werden. 

Volksentscheide, wenn sie auf Bundesebene eingeführt sind, 
dürfen nicht gegen das Grundgesetz verstoßen – außer sie zielen 
auf eine Änderung des Grundgesetzes selbst. Aber auch hier 
gibt es eine Grenze: Grundgesetzändernde Volksentscheide 
dürfen sich nicht gegen den Ewigkeitscharakter des Grundge-
setzes (zum Beispiel gegen den Art. 1 GG „Die Würde des 
Menschen ist unantastbar“) und zwingendes Völkerrecht (zum 
Beispiel gegen die Einhaltung der elementaren Menschenrechte 
oder das Verbot des Völkermordes) richten. 

In allen Bundesländern sind Volksbegehren bereits nach der 
ersten Stufe, der Volksinitiative, auf ihre Verfassungsgemäßheit 
überprüfbar. Die Mitgliederversammlung von Mehr Demokra-
tie hat sich dafür entschieden, diese Überprüfbarkeit auch für 
bundesweite Volksentscheide geltend zu machen. Genannt wird 
das „präventive Normenkontrolle“. 

Konkret ist in dem Mehr Demokratie-Gesetzentwurf für die Ein-
führung bundesweiter Volksentscheide vorgesehen, dass nach 
einer erfolgreichen Volksinitiative die Bundesregierung oder ein 
Drittel der Bundestagsabgeordneten das Bundesverfassungsge-
richt um Prüfung bitten können. Das Gericht muss dann inner-
halb von sechs Monaten entscheiden, ob die Volksinitiative zu-
lässig ist oder nicht. Die kurze Fristsetzung verhindert, dass ein 
Verfahren zu sehr in die Länge gezogen wird. 

Da es die präventive Normenkontrolle bei der Volksgesetzge-
bung in allen Bundesländern und auch in anderen Staaten (in 

stellungnahme des  
bundesvorstandes

Der Bundesvorstand von Mehr Demokratie empfiehlt, das Mitgliederbegehren 

„Verhinderung eines praxisuntauglichen Volksabstimmungsgesetzes – Keine 

vorgezogene Normenkontrollklage“ nicht zu unterstützen.
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mungen zu bestimmten Themen dadurch zu verhindern, 
dass diese nicht mehr als Gesetz, sondern als völkerrecht-
licher Vertrag geregelt werden.

n	 Die demokratische Problematik von völkerrechtlichen 
Verträgen wird noch dadurch verschärft, dass Politiker im-
mer häufiger versuchen, Kündigungs- und Austrittsrechte 
in diesen Verträgen zu erschweren oder gar nicht erst mit 
aufzunehmen. Die schlechteste Antwort darauf ist aller-
dings, Volksabstimmungen über völkerrechtlich geregelte 
Themen, die in der EU fast alle Themenbereiche betreffen, 
gänzlich auszuschließen.

n	 Grundsätzlich ist es so, dass jeder Vertrag kündbar ist. Das 
Volk muss also auch prinzipiell die Möglichkeit haben, über 
alle für sie relevanten Themen abstimmen zu dürfen und not-
falls Änderungen oder Kündigungen von völkerrechtlichen 
Verträgen zu initiieren.

n	 Es seien noch zwei Beispiele zum Verbot von Volksabstim-
mungen, welche völkerrechtliche Verträge berühren, ange-
führt:

1. Beispiel: 

Mehrere WTO-Verträge regeln den Welthandel. Eine Volksab-
stimmung gegen den Anbau oder Verkauf von gentechnisch 
veränderten Pflanzen in Deutschland könnte gegen WTO-Be-
stimmungen verstoßen und wäre damit für uns nicht volksab-
stimmungsfähig. Es ist nicht nachvollziehbar, dass eine Volks-

Worum geht es?

Volksabstimmungen, die völkerrechtliche Verträge berühren, 
sollten im geplanten Volksabstimmungsgesetz von Mehr De-
mokratie zugelassen werden. Bei einer erfolgreichen Volks-
abstimmung hat die Regierung dann die Verpflichtung, ent-
weder den völkerrechtlichen Vertrag zu ändern oder dem 
Volk eine Kündigung dieses völkerrechtlichen Vertrages in 
einer weiteren Volksabstimmung mit allen aufzuzeigenden 
Konsequenzen zur Entscheidung vorzulegen.

Begründung

n	 In den letzten Jahren werden besonders in der EU immer 
mehr Regelungen über völkerrechtliche Verträge getrof-
fen, welche inzwischen fast alle Themenbereiche wie bei-
spielsweise Wirtschafts-, Umwelt- und Währungsfragen 
berühren.

n	 Es wäre äußerst bedenklich, wenn über wesentliche Kern-
bereiche unserer Demokratie und unseres Zusammenle-
bens keine Volksabstimmungen geführt werden dürften. 
Auf der einen Seite engagiert sich Mehr Demokratie dafür, 
dass die zugelassenen Themenbereiche für Volksabstim-
mungen erweitert werden, auf der anderen Seite schließt 
der geplante Gesetzentwurf effektiv viele Themenbereiche 
komplett aus.

n	 Sollten tatsächlich Volksabstimmungen, welche völker-
rechtliche Verträge berühren, nicht erlaubt sein, könnten 
EU-Politiker in die Versuchung kommen, Volksabstim-

Mitgliederbegehren

Verhinderung eines praxisuntauglichen Volksabstimmungsgesetzes – 

Keine Einschränkung von Volksabstimmungen durch völkerrechtliche Verträge
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mung aller Mitglieder zu diesem wichtigen Punkt des Gesetz-
entwurfes zu ermöglichen.

Abstimmungsfrage

Bist du dafür, dass wir in Volksabstimmungen auch über 
Themen abstimmen dürfen, welche völkerrechtliche Verträge 
berühren, und dass bei einer erfolgreichen Volksabstimmung 
die Regierung verpflichtet wird, in einer bestimmten Frist

1. entweder die Änderung des betroffenen völkerrechtlichen 
Vertrages zu erwirken oder

2. die Kündigung des betroffenen völkerrechtlichen Vertrags 
dem Volk in einer weiteren Abstimmung mit allen aufzuzei-
genden Konsequenzen zur Entscheidung vorzulegen?

abstimmung über den Anbau von Gentechnik und notfalls auch 
über eine Änderung oder Kündigung des entsprechenden 
WTO-Vertrages nicht möglich sein soll.

2. Beispiel: 

Die europäische Währungsunion ist über völkerrechtliche Ver-
träge geregelt. Bei einer existenziellen Verschärfung der Schul-
den- und Eurokrise wäre eine Volksabstimmung zum Austritt 
aus der Währungsunion nicht möglich. Es ist nicht nachvoll-
ziehbar, dass in einer solchen Situation eine Volksabstimmung 
über eine so entscheidende Frage wie den Verbleib des eigenen 
Landes in der Währungsunion nicht möglich sein soll.

Schlusswort

Völkerrechtliche Verträge greifen mittlerweile in alle wesentli-
chen Bereiche unserer Demokratie und unseres Zusammenle-
bens ein und es ist grundsätzlich nicht nachvollziehbar, dass 
Volksabstimmungen zu all diesen Themenbereichen ausge-
schlossen sein sollen. Aus diesem Grunde schlagen wir vor, 
dass Volksabstimmungen auch zu Themen zulässig sind, die 
völkerrechtliche Verträge berühren. Sollte eine diesbezügliche 
Volksabstimmung erfolgreich verlaufen, hat die Regierung die 
Verpflichtung, in einer bestimmten Frist entweder auf die Ände-
rung des jeweiligen völkerrechtlichen Vertrages hinzuwirken 
oder die Kündigung des Vertrages dem Volk in einer weiteren 
Volksabstimmung mit allen aufzuzeigenden Konsequenzen zur 
Entscheidung vorzulegen. Findet in dieser weiteren Volksab-
stimmung die Fortführung des völkerrechtlichen Vertrages eine 
Mehrheit, wird das Ergebnis der ursprünglichen Volksabstim-
mung annulliert. Wegen der immensen Bedeutung völkerrecht-
licher Verträge für unser Zusammenleben und unsere Demokra-
tie möchten wir dich bitten, dieses Mitgliederbegehren mit 
deiner Unterschrift zu unterstützen und dadurch eine Urabstim-

Bei Fragen zu diesen beiden Begehren kannst du dich gerne  

an uns Initiatoren wenden (Kontaktdaten siehe unten).

Aus unserer Sicht sollten Entscheidungen mit so immenser 

Bedeutung auf die Praxis von Volksabstimmungen nicht nur von 

einer Handvoll Vereinsmitgliedern auf der Mitgliederversamm-

lung getroffen werden. Auch du als einfaches Mitglied kannst die 

Geschicke unseres Vereins direktdemokratisch mitbestimmen, 

indem du eine Mitgliederurabstimmung über diese beiden 

Begehren unterstützt. Dazu musst du der Mitgliederurabstim-

mungskommission (MUAK) – wie von ihr geschrieben - deine 

Unterstützung mitteilen. Es wäre hilfreich, wenn du uns ebenfalls 

per Email, Brief oder Telefon wissen lassen könntest, dass du 

deine Unterstützung der MUAK mitgeteilt hast. 

Hierzu findest du anbei unsere Kontaktdaten:

Email: mitgliederurabstimmung@web.de oder

Post: Gerd Eickelberg, Georgenstr. 85, 80798 München  

oder Telefon: 089/21966914
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zu verpflichten, dass sie eine Änderung eines völkerrechtlichen 
Vertrages erwirken muss. Die Mitgliederversammlung hat abge-
lehnt, dies explizit als ausformulierte Klausel in den Gesetzent-
wurf aufzunehmen. Denn gerade bei Verträgen mit vielen ande-
ren Vertragsstaaten, wie zum Beispiel beim WTO-Vertrag, kann 
die Bundesregierung keinesfalls garantieren, dass die anderen 
Vertragsstaaten ihrem Wunsch nach Neuverhandlung oder Än-
derung bestimmter Vertragsbestimmungen zustimmen. In der 
Regel ist sogar höchst unwahrscheinlich, dass dies gelingt. 

Damit wird der Bevölkerung mit so einer Klausel möglicher-
weise etwas vorgegaukelt und viele Menschen würden mit Un-
verständnis reagieren, weil sie dann zu Recht erwarten, dass ein 
entsprechender Volksentscheid umgesetzt wird. Auch in der 
über 150-jährigen Geschichte der direkten Demokratie in der 
Schweiz hat bisher kein einziger Volksentscheid zu einer Auf-
hebung oder Änderung eines internationalen Vertrages geführt. 

Vor der Gefahr, dass Volksentscheide dadurch vermieden wer-
den, dass Vorhaben als völkerrechtliche Verträge formuliert 
werden (wie es zum Beispiel beim ESM der Fall ist), schützen, 
wie oben beschrieben, das obligatorische und das fakultative 
Referendum.  

Mit unserem von der Mitgliederversammlung beschlossenen 
Gesetzentwurf könnten die Forderungen, die das Mitgliederbe-
gehren enthält, bereits umgesetzt werden.

Der Bundesvorstand empfiehlt darum, das Mitgliederbe-

gehren nicht zu unterstützen. 

Den Initiatoren des Mitgliederbegehrens stimmen wir zu, 
selbstverständlich müssen die Bürger/innen auch über völker-
rechtliche Verträge abstimmen können. Dies sieht der von der 
Mitgliederversammlung beschlossene Gesetzentwurf auch vor. 

1.	 Wir haben in unserem Entwurf geregelt, dass internationale 
Verträge und EU-Verträge dem obligatorischen Referen-
dum unterstehen, wenn Hoheitsrechte der Bundesrepublik 
Deutschland abgegeben werden. Das bedeutet, dass diese 
Verträge dem Volk automatisch zur abschließenden Ent-
scheidung vorgelegt werden müssen. 

2.	 Außerdem unterstehen alle internationalen Verträge, die 
Deutschland ratifiziert, dem fakultativen Referendum, kön-
nen also über ein Volksbegehren gestoppt und in einem 
Volksentscheid überprüft werden. 

3.	 Komplizierter ist es bei Europarecht. Europarecht ist kein 
Völkerrecht. Es betrifft Kompetenzen, die bereits auf die 
Europäische Union (EU) übertragen wurden, etwa die 
Währungspolitik. Um hier eingreifen zu können, helfen uns 
rein nationale Regelungen nicht weiter. Dafür brauchen wir 
direktdemokratische Verfahren auf EU-Ebene, also europä-
ische Bürgerbegehren und Volksentscheide. Diese fordern 
wir seit langem.

Nach unserem Entwurf soll es prinzipiell auch möglich sein, 
dass völkerrechtliche Verträge gekündigt werden oder geändert 
werden können. Daher hat die Mitgliederversammlung disku-
tiert, ob es sinnvoll ist, die Bundesregierung per Volksentscheid 

stellungnahme des  
bundesvorstandes

Der Bundesvorstand von Mehr Demokratie empfiehlt, das Mitgliederbegehren 

„Verhinderung eines praxisuntauglichen Volksabstimmungsgesetzes – Keine  

Einschränkung von Volksabstimmungen durch völkerrechtliche Verträge“  

nicht zu unterstützen.

MD intern
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bitte eine E-Mail an abstimmungsleitung@mehr-demokratie.de 
oder senden Sie einen formlosen Brief an:

Mehr Demokratie e.V.
Abstimmungsleitung, z.Hd. Herrn Alexander Trennheuser
Friedrich-Ebert-Ufer 52, 51143 Köln
Fax: 02203-592862,
Fragen an Alexander Trennheuser unter Tel.: 02203-592859.

Eine Mitgliederurabstimmung über die Satzungsänderung 
kommt zustande, wenn bis zum 15. März 2013 (Posteingang) 
die notwendigen 115 Unterschriften vorliegen.

Satzungsänderung

Liebe Mitglieder, 

die Mitgliederversammlung hat am 11. November 2012 eine 
Satzungsänderung beschlossen. Alle Mitglieder, die über diese 
Satzungsänderung eine Mitgliederurabstimmung einleiten 
möchten, werden gebeten, innerhalb von drei Monaten nach Er-
scheinen dieser Ausgabe (15. Dezember 2012) den Antrag un-
terschrieben mit Nennung des Namens und der Anschrift an die 
genannte Adresse (Kölner MD-Büro) zu senden. Die Unterstüt-
zung kann per Brief, Fax oder E-Mail (bei der E-Mail ist keine 
Unterschrift erforderlich) erfolgen. Der Antrag ist zustande ge-
kommen, wenn bis zum 15. März 2013 Unterstützungserklärun-
gen von mindestens 115 Mitgliedern an den Bundesvorstand 
weitergeleitet werden.

Beschluss der Mitgliederversammlung vom 

11. November 2012 zur Änderung der Vereinssatzung

Der Antrag wurde von Helmut Schallock, Vorsitzender der 
Schiedsstelle von Mai 2010 bis Mai 2012, gestellt. Er wurde von 
der Mitgliederversammlung angenommen mit der Änderung der 
Frist von einem auf drei Monate. Die kursiven und durchgestri-
chenen Satz- und Wortteile stellen die Satzungsänderungen dar.

§ 12 Die Schiedsstelle erhält in Nr. 6 folgenden ergänzten 
Wortlaut:
„6. Abgesehen von arbeitsrechtlichen Streitigkeiten kann der 
Gerichtsweg erst nach Durchführung des Schiedsverfahrens be-
schritten werden. Wird nicht innerhalb von drei Monaten nach 
Zugang der Entscheidung der Schiedsstelle an die Beteiligten 
das ordentliche Gericht durch Einreichung einer Klage angeru-
fen, wird die Entscheidung der Schiedsstelle unanfechtbar.“

Wenn Sie eine Mitgliederurabstimmung über die Satzungsän-
derung vom 11. November 2012 einleiten wollen, schicken Sie 

Laut Satzung von Mehr Demokratie e.V.  ...

... treten Satzungsänderungen durch die Mitgliederversamm-

lung erst drei Monate nach Veröffentlichung in Kraft. In der Sat-

zung heißt es dazu unter Punkt 3 in § 14 (Satzungsänderung):

„Hat die Mitgliederversammlung eine Satzungsänderung be-

schlossen, so wird diese zunächst in der Vereinszeitschrift veröf-

fentlicht. Sie tritt erst in Kraft, wenn nicht binnen drei Monaten 

nach der Veröffentlichung eine Mitgliederurabstimmung über 

die Satzungsänderung beantragt wird. Hierfür sind Unterschrif-

ten von 2,5 vom Hundert der Mitglieder notwendig. Kommen die 

notwendigen Unterschriften zusammen, findet eine Mitgliederu-

rabstimmung über die Satzungsänderung statt, bei der die 

Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen entscheidet. Wird 

in der Mitgliederurabstimmung die Satzungsänderung abge-

lehnt, tritt sie nicht in Kraft, wird die Satzungsänderung bestä-

tigt, tritt sie in Kraft.“

MD intern
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SERVICE

Kontakt

Bundesbüro Berlin 

Landesbüro Berlin/Brandenburg

Greifswalder Str. 4, 10405 Berlin

Tel. 030-420 823 70, Fax 030-420 823 80

berlin@mehr-demokratie.de

Bundesbüro Tempelhof

Tempelhof 3, 74594 Kreßberg

Tel. 07957-923 90 50, Fax 07957-924 99 92

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Landesbüro Baden-Württemberg

Rotebühlstr. 86/1, 70178 Stuttgart

Tel. 0711-509 10 10, Fax 0711-509 10 11

info@mitentscheiden.de

Landesbüro Bayern

Postfach 101041, 80084 München

Tel. 08071-597 51 20

bayernbuero@mehr-demokratie.de

Landesbüro Bremen/Niedersachsen

Bernhardstr. 7, 28203 Bremen

Tel. 0421-79 46 370, Fax 0421-79 46 371

tim.weber@mehr-demokratie.de

Landesbüro Hamburg

Mittelweg 12, 20148 Hamburg

Tel. 040-317 691 00, Fax 040-317 691 028

info@mehr-demokratie-hamburg.de

Landesbüro NRW

Friedrich-Ebert-Ufer 52, 51143 Köln

Tel. 02203-59 28 59, Fax 02203-59 28 62

nrw@mehr-demokratie.de

Landesbüro Sachsen

Bernhard-Göring-Str. 152, 04277 Leipzig

Tel./Fax 0341-30 65 140

sachsen@mehr-demokratie.de

Landesbüro Saarland

Spichererbergstraße 35, 66119 Saarbrücken

Tel. 0681-927 42 91

karge@mehr-demokratie-saarland.de

Ansprechpartner Schleswig-Holstein

Rolf Sörensen

Osterstraße 2, 25821 Bredstedt

Tel 04671-93 02 56

md.schleswig-holstein@gmx.de

Landesbüro Thüringen

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Tel. 0361-555 0 345, Fax 0361-555 0 319

Ralf-Uwe Beck 0172-796 29 82

thueringen@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Hessen

Heinz-Joachim Pethke

Am Röderberg 4, 63477 Maintal

Tel. 06181-941 490 

pethke@mehr-demokratie-hessen.de 

Ansprechpartner Rheinland-Pfalz

Gert Winkelmeier

Postfach 2818, 56518 Neuwied 

Tel. 02684-61 07, Fax 02684-959 291

gert.winkelmeier@mehr-demokratie.de

Arbeitsbereiche

Geschäftsführung und Kuratorium

Roman Huber, Büro Tempelhof

roman.huber@mehr-demokratie.de

Service für Mitglieder und Förderer

Ursula Müller, Büro Tempelhof

mitgliederservice@mehr-demokratie.de

Pressesprecherin

Anne Dänner, Büro Berlin

presse@mehr-demokratie.de

Internet

Charlie Rutz (Redaktion), Büro Berlin

charlie.rutz@mehr-demokratie.de

Stefan Padberg (Technik)

webmaster@mehr-demokratie.de

Vorträge und Repräsentation

Ralf-Uwe Beck, erreichbar über Büro Berlin

Michael Efler, Büro Berlin

Claudine Nierth, erreichbar über Büro Berlin

Finanzierung

Tim Weber, Büro Bremen

tim.weber@mehr-demokratie.de

Wissenschaft und Dokumentation

Daniel Schily, Büro NRW

daniel.schily@mehr-demokratie.de

Lobbyarbeit

Michael Efler, Büro Berlin

michael.efler@mehr-demokratie.de

Oliver Wiedmann, Büro Berlin

oliver.wiedmann@mehr-demokratie.de

Democracy International

Daniel Schily, Büro NRW 

daniel.schily@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Europa und Welt

Michael Efler, Büro Berlin

michael.efler@mehr-demokratie.de

Claudia Löhle, Büro Berlin

claudia.loehle@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbegehren

Susanne Socher, Büro Bayern

beratung@mehr-demokratie.de

Thorsten Sterk, Büro NRW

thorsten.sterk@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Wahlrecht

Paul Tiefenbach, Büro Bremen

paul.tiefenbach@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Bürgerbeteiligung

Nils Jonas, erreichbar über Büro Berlin

nils.jonas@mehr-demokratie.de

Martin Burwitz, erreichbar über Büro Berlin

martin.burwitz@mehr-demokratie.de

Beratung von Bürgerbegehren

Bei den Landesbüros oder zentral:

beratung@mehr-demokratie.de
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Ich werde Mitglied und zwar für

[  ]	  78 EUR jährlich

[  ]	 120 EUR jährlich

[  ]	   EUR jährlich

Spenden und Mitgliedsbeiträge sind steuerlich absetzbar.

Bitte senden Sie die Antwortkarte an: Mehr Demokratie e. V., Tempelhof 3, 74594 Kreßberg oder per Fax an 07957-9249 992 

Vorname, Nachname

Kontonummer

Straße, Hausnummer

BLZ

PLZ, Ort

Bank

Datum, Unterschrift

E-Mail

Geburtsdatum

Tel.

[  ]	 Ich erteile Ihnen bis auf Widerruf eine Einzugsermächtigung,  

um den Verwaltungsaufwand so niedrig wie möglich zu halten. 

Der Einzug erfolgt:    [  ] 1/4jährlich    [  ] 1/2jährlich    [  ] jährlich

Bankverbindung: BfS München, Kto-Nr. 885 81 05 BLZ 700 205 00  

Liebe Mitglieder, 

liebe Unterstützerinnen und Unterstützer, 

Mehr Demokratie wird von Ihnen, von mehr als 6.200 Mit-

gliedern und Förderern getragen. Wir sind viele. Aber wir 

sind auch viel zu wenige für die Aufgaben, die vor uns liegen: 

Den bundesweiten Volksentscheid wollen wir erkämpfen, 

wie auch fair geregelte Abstimmungen in Gemeinden und 

Ländern. 

Je mehr Mitglieder wir sind, um so wirksamer können wir 

politisch arbeiten. Das ist keine Floskel. Mehr Demokratie 

bekommt keinen einzigen Euro öffentliche Mittel. Das si-

chert unsere Unabhängigkeit. Wollen wir unsere politische 

Kraft stärken, müssen wir die Mitgliederbasis verbreitern. 

Nur wie? 

Vielleicht mit dieser Zeitschrift. Ob Sie das Heft – nachdem 

Sie es gelesen haben – an jemanden weitergeben könnten, 

der sich für Mehr Demokratie interessiert? Sie könnten da-

bei hinweisen auf diese Rückseite und die Beitrittserklärung. 

Das wäre hilfreich. Vielen Dank! 

Herzlich grüßt Sie Ihr Ralf-Uwe Beck, 

Vorstandssprecher
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